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Zug nach Nirgendwo -  Es ist ja
so eine Sache mit der A uthenti­
zität in Zeiten, in denen gerne 
und leider auch erfolgreich ge­
glaubt wird, dass M enschen wie 
Schauspieler sind und kein Le­
ben leben, das riecht und gele­
gentlich stinkt, wie Sigmar Ga­
briel sagen würde. Da schadet 
es nicht, wenn hin und wieder 
einmal jem and wie der in der 
Rolle des letzten authentischen 
Menschen wie eingemauerte 
Helmut Schmidt darauf h in­
weist, dass besagte A uthentizi­
tät ein tiefes Bedürfnis all jener 
ist, die vor lauter Lebensschau­
spielerei nicht m ehr wissen, 
wer wer ist, und häufig auch 
nicht mehr, wer sie selbst sind. 
Ob es ihnen hilft, wenn sie Peer 
Steinbrück dabei zuschauen, 
wie er Zug um Zug Bücher mit 
Tamtam auf die Bühne wirft, 
um  sich dem Publikum als poli­
tisches Supertalent zu empfeh­
len? Womöglich ist er ja, 
anders als die Seiten 8 und 9, 
nicht besser aufgestellt als 
seine weißen Figuren.

Nach Brüsseler Beschlüssen 
Finanzmärkte erleichtert
Schuldenschnitt, Bankenrekapitalisierung, EFSF / Merkel zufrieden / Athen zuversichtlich

„Renten werden 
stärker erhöht 
als erwartet“
enn. BERLIN, 27. Oktober. Die Bezü­
ge der mehr als 20 Millionen deut­
schen Rentner könnten im nächsten 
Sommer deutlich stärker steigen als bis­
her erwartet. Nach derzeitigem Stand 
ist im Westen mit einem Plus von 2,3 
Prozent zu rechnen, im Osten von 3,2 
Prozent. Dies kündigte der Präsident 
der Deutschen Rentenversicherung 
Bund, Rische, am Donnerstag in Würz­
burg an. Eine endgültige Entscheidung 
über die Reptenanpassung fällt die Bun­
desregierung indes erst im Frühjahr, 
wenn alle nötigen Wirtschaftsdaten vor­
liegen. Sollten sich die Prognosen bestä­
tigen, erhielte ein Rentner nach 45 Bei­
tragsjahren im Durchschnitt einen Zu­
schlag von monatlich knapp 28,50 
Euro im Westen und 35 Euro im Osten. 
J e r  überraschend hohe Rentenzu­
schlag ist auf die gute Lohnentwick­
lung sowie den sogenannten Nachhal- 
tigkeitsfaktor zurückzuführen, der in 
der Rentenformel das veränderte zah­
lenmäßige Verhältnis zwischen Bei­
tragszahlern und Rentnern abbildet. Er 
wird die Rentenanpassung 2012 um 
etwa zwei Prozentpunkte steigern. (Sie­
he Wirtschaft, Seite 11.)

Heute
Ehrbare
Kaufleute

Die Enthüllungen über eine Lust­
reise von Versicherungsvertretern 
hat dem Ruf der Branche geschadet. 
Das Vertrauen der Verbraucher ist 
ein hohes Gut. Wirtschaft, Seite 22

Enttäuschte Usbeken
Schon während der Pogrome in Kir­
gistan vor anderthalb Jahren haben 
viele Usbeken das Land verlassen. 
D en Exodus wird auch die Präsiden­
tenwahl am Sonntag nicht beenden 
können. Politik, Seite 6

Kulturrepublik China
Das Zentralkomitee der Kommunis­
tischen Partei beschließt eine „Ver­
tiefung der Reformen des Kultur­
systems“. Die Partei ist ideologisch 
und kulturell nicht m ehr so im Volk 
verankert wie früher. Politik, Seite 6

Jugend ohne Perspektive
Trotz großer wirtschaftlicher Her­
ausforderungen sucht die arabische 
Welt vor allem schnelle politische 
Stabilisierung. Reformen, die Wachs­
am und Arbeitsplätze brächten, 

bleiben aus. Wirtschaft, Seite 14

Landung des Raumschiffs
Nach langem Hin und H er findet 
vor den Toren Delhis der erste 
Grand Prix Indiens statt. D er For- 
m el-l-Zirkus und die Inder bestau­
nen  sich wohlwollend -  verstehen 
sich aber nicht. Sport, Seite 31

Komplett ungefälschte Kunst
Bauschutt, Bleiminen und eine 
Welt, die an den W üstenplaneten 
aus „Star W ars“ erinnert: Ein 
D okum entarfilm  begleitet den 
deutschen Künstler Anselm Kiefer 
bei der Arbeit. Feuilleton, Seite 36

Kaum Spuren
Die europäische Schuldenkrise und 
aufziehende Konjunktursorgen 
haben dem Geschäft m it deutschen 
Gewerbeimmobilien bislang 
allenfalls einen leichten Dämpfer 
verpasst. Immobilienmarkt, Seite 43

Mitteilung des Verlags:
Immobilien- und Beteiligungsanzeigen 
auf den Selten 27 sowie 44 bis 46 
6 Seiten Verlagsbeilage „Ostwestfalen-Lippe"

now. BRÜSSEL, 27. Oktober. Nach den 
Entscheidungen der Euroländer über ein 
umfassendes Paket zur Überwindung der 
Finanzkrise hat am Donnerstag in den 
EU-Hauptstädten wie auf den Finanz­
märkten Erleichterung vorgeherrscht. Der 
in zähen Verhandlungen ausgehandelte 
Kompromiss sieht einen größeren Schul­
denschnitt für Griechenland, eine Rekapi- 
talisierung der daran beteiligten Banken 
sowie eine auf ein Finanzierungsvolumen 
von rund einer Billion Euro ausgeweitete 
Schlagkraft des Krisenfonds EFSF vor. 
Die Staats- und Regierungschefs äußerten 
sich in Brüssel zustimmend zu den vom ita­
lienischen Ministerpräsidenten Berlusco­
ni in Brüssel erläuterten Plänen zur Haus­
haltssanierung. Sie beauftragten jedoch 
die Europäische Kommission mit einer de­
taillierten Bewertung.

Über viele Einzelheiten des Pakets müs­
sen die Finanzminister der Eurogruppe

swka. KÖLN, 27. Oktober. Im größten 
Kunstfälscher-Prozess der vergangenen 
Jahrzehnte um die erfundenen Sammlun­
gen Jägers und Knops sind am Donners­
tag nach nur neun Verhandlungstagen am 
Landgericht Köln die Urteile gesprochen 
worden. Richter Wilhelm Kremer sprach 
die vier Angeklagten wegen des „gewerbs­
mäßigen Bandenbetrugs“ schuldig. Die 
Strafen fielen erwartungsgemäß milde 
aus, nachdem sich Staatsanwaltschaft 
und Verteidigung nach umfangreichen 
Geständnissen der Angeklagten auf ein 
schnelles Ende des Verfahrens verstän­
digt hatten.

Der „Spiritus rector“ der Bande, Wolf­
gang Beltracchi, der zugegeben hatte, in­
nerhalb von zehn Jahren 14 Gemälde von 
berühmten Künstlern der Moderne ge-

Ermittlungen in Kroatien 
gegen Regierungspartei
kps. RIJEKA, 27. Oktober. Die kroati­
sche Staatsanwaltschaft ermittelt gegen 
die regierende konservative HDZ wegen 
des Verdachts, sich aus Bestechungsgel­
dern finanziert zu haben. Das bestätigte 
Ministerpräsidentin Jadranka Kosor am 
Donnerstag auf einer Pressekonferenz, an 
der alle Mitglieder der Parteiführung der 
HDZ teilnahmen. „Dies ist ein außeror­
dentlich schwieriger Augenblick im Le­
ben unserer Partei“, sagte Frau Kosor. 
(Siehe Seite 4; Kommentar Seite 10.)

noch in den kommenden Wochen befin­
den. Im Dezember soll zudem EU-Rats- 
präsident Van Rompuy, der fortan die 
zweimal jährlich geplanten Gipfeltreffen 
der 17 Euro-Staaten leiten wird, Überle­
gungen zur weiteren Stärkung der wirt­
schaftspolitischen Zusammenarbeit so­
wie der Haushaltsdisziplin im Euro- 
Raum vorlegen. Es gehe auch darum, die 
Möglichkeit „begrenzter Vertragsände­
rungen“ zu diesem Zweck zu prüfen, sag­
te Van Rompuy am Donnerstag vor dem 
Europäischen Parlament in Straßburg.

Bundeskanzlerin Merkel (CDU) zeigte 
sich in Brüssel sehr zufrieden. Niemand 
habe erwarten können, dass sich sämtli­
che Probleme des Euroraums mit einem 
„Paukenschlag“ lösen ließen. Die europäi­
schen Partner hätten jedoch gezeigt, dass 
sie die richtigen Schlüsse aus der Krise ge­
zogen hätten. „Das ist hier ein Schritt auf 
dem Weg zu mehr Stabilität und einer Sta-

fälscht und für mehrere Millionen Euro in 
den Kunstmarkt gebracht zu haben, er­
hielt mit sechs Jahren Haft die höchste 
Strafe. Seine Frau Helene muss vier Jahre 
in Haft. Otto Schulte-Kellinghaus, der für 
die Vermittlung einiger Werke in den 
Kunstmarkt verantwortlich ist, wurde zu 
fünf Jahren Gefängnis verurteilt. Die Stra­
fen werden im offenen Vollzug verbüßt, 
das heißt, die Verurteilten dürfen sich 
tagsüber frei bewegen. Helene Bel- 
tracchis Schwester Jeanette Spurzem, die 
die Verhandlungen mit dem Kölner Aukti­
onshaus Lempertz geführt hatte, erhält 
ein Jahr und neun Monate auf Bewäh­
rung.

Richter Wilhelm Kremer antwortete in 
seinem Schlusswort unmittelbar auf Kri­
tik, durch die Verständigung der Parteien

Leutheusser: Privaten 
Kernbereich achten
F.A.Z. FRANKFURT, 27. Oktober. Bun­
desjustizministerin Leutheusser-Schnar- 
renberger fordert Konsequenzen aus der 
Enttarnung des Staatstrojaners. „Der 
Kernbereich privater Lebensgestaltung 
muss strikt geachtet werden“, sagte sie in 
einem Gespräch mit dieser Zeitung, an 
dem auch Mitglieder des Chaos Compu­
ter Clubs teilnahmen. Die Frage sei: Brau­
chen wir diese Instrumente? „Wir fangen 
gerade erst an, die Dimensionen zu be­
greifen.“ (Siehe Feuilleton, Seite 35.)

bilitätsunion“, sagte Frau Merkel. Der 
griechische Ministerpräsident Papan­
dreou bezeichnete das Brüsseler Hilfspa­
ket als Beginn einer „neuen Epoche“ für 
sein Land. „Lassen wir hoffen, dass das 
Schlimmste für Griechenland und Euro­
pa hinter uns liegt“, sagte Papandreou. Er 
könne sich allerdings nicht darauf festle­
gen, dass in Brüssel „die endgültige Lö­
sung“ gefunden worden sei.

Die Aktienkurse an Europas Börsen er­
reichten am Donnerstag den höchsten 
Stand seit Anfang August. Der Euro-Kurs 
stieg erstmals in diesem Jahr über 1,40 
Dollar. Bei Staatsanleihen verringerte 
sich die Schere zwischen dem Niedrigzins­
land Deutschland und den Krisenstaaten 
Griechenland, Italien, Spanien, Portugal 
und Irland. (Fortsetzung und weitere Be­
richte Seite 2, siehe auch Seiten 3, 4 und 10 
sowie Wirtschaft, Seiten 11, 16, 17 und 19 
sowie Finanzmarkt 23 und 24.)

habe nur ein Bruchteil der Fälschungsfäl­
le geklärt werden können; zudem seien 
keine Zeugen gehört worden. Der Richter 
zeigte sich davon überzeugt, dass der Pro­
zess dennoch die größte Dimension des 
Vergehens zumindest juristisch abdecke, 
da es irrelevant sei, ob man über vierzehn 
oder die bekannten fünfundfünfzig Fäl­
schungen zu entscheiden habe. Schließ­
lich würdigte er besonders das „gewichti­
ge Geständnis“ von Wolfgang Beltracchi 
und, dass er niemals die Schuld auf ande­
re „abgeladen“ habe. Er betonte zudem 
abermals, wie leicht es für die Beltracchis 
war, die Werke in den Kunstmarkt zu 
schleusen und Auktionshäuser, Galeris­
ten sowie Experten zu täuschen. Deren 
Blick sei wohl „etwas getrübt“ gewesen. 
(Siehe Feuilleton, Seite 33.)

Wieder Freispruch 
in Reichenhall-Verfahren
ktr. MÜNCHEN, 27. Oktober. Das Land­
gericht Traunstein hat den Bauingenieur 
freigesprochen, der im Zusammenhang 
mit dem Einsturz der Eislaufhalle von 
Bad Reichenhall angeklagt war. Der 
Mann, der im Jahr 2003 der Halle einen 
„allgemein als gut zu bezeichnenden Zu­
stand“ bescheinigt hatte, trage keine Mit­
schuld am Tod der 15 Menschen am 2. Ja­
nuar 2006. Die Verteidigung erneuerte 
ihre Kritik an den damaligen Ermittlun­
gen. (Siehe Deutschland und die Welt.)

Das Kapital
Von Georg Paul Hefty

D ie Rente ist nicht nur sicher, sie 
steigt auch noch. Das ist die Bot­

schaft, die der Präsident der Deut­
schen Rentenversicherung am Don­
nerstag ins Land schickte. Es ist Zufall, 
dass die gute Nachricht gerade in den 
Tagen verbreitet wird, an denen land­
auf, landab die Sorge um die Werthal- 
tigkeit des Euro zum Schlager gewor­
den zu sein scheint. Der Unterschied 
zwischen den beiden Blicken in die Zu­
kunft ist beachtlich. Der Ausblick auf 
die Rente beruht auf Berechnungen 
der Rentenversicherungsanstalt, die 
panischen Befürchtungen hingegen 
quellen aus Vermutungen. Wo beide 
sich tatsächlich berühren (könnten), 
wäre der Punkt, an dem die Inflations­
rate höher wäre als die Rentenerhö­
hung mit voraussichtlich 2,3 Prozent 
im W esten und 3,2 Prozent im Osten. 
Bis zum Frühjahr, wenn die Rentener­
höhung amtlich beschlossen werden 
muss, wird auch die W ahrheit über die 
Inflationsrate ans Licht gekommen 
sein.

Dass es Deutschland nicht schlecht 
geht, ist mehr noch als an der Steige­
rung der Renten an der wahrscheinli­
chen Senkung der Beitragssätze zur 
Rentenversicherung abzulesen. Deren

E s ist mehr als fraglich, ob viele 
Leute, über deren Steuergelder 

da entschieden wurde, verstanden ha­
ben, worüber im Bundestag am Mitt­
woch gesprochen und was in einer 
Brüsseler Nachtsitzung danach be­
schlossen wurde. Die Summen, um 
die es geht, sind so gigantisch, dass sie 
die Vorstellungskraft sprengen, die fi­
nanztechnischen Einzelheiten so kom­
pliziert („Hebelwirkung“, „Versime- 
rungslösung“), dass sie nur für Fach­
leute zu begreifen sind. Ein Effekt die­
ser Konzentration auf die Rettung der 
Gemeinschaftswährung Euro (m it­
samt der Nebeltöpfe, die dabei auch 
geworfen werden) ist es, dass politi­
sche Veränderungen, die in den ver­
gangenen W ochen und M onaten in 
der EU stattgefunden haben, kaum 
zur Kenntnis genommen werden.

Noch am sichtbarsten waren die 
Auswirkungen, welche die W ährungs­
union als „Schicksalsgemeinschaft“ 
auf nationale Regierungen hatte. In Ir­
land und Portugal wurden Sparpakete 
aufgelegt, die sich für die Regierenden 
als Selbstmordprogramm erwiesen: 
Sie wurden abgewählt. In Spanien hat 
der sozialistische Regierungschef we­
gen der Sparanstrengungen die Parla­
mentswahl vorziehen müssen; sie 
wird ihm vermutlich das gleiche 
Schicksal bescheren. Die griechische 
Regierung, die ihren Bürgern das meis­
te zumutet, ist faktisch entmündigt 
und steht angesichts innerer Unruhen 
m it dem Rücken zur Wand. Die slowa­
kische Regierungskoalition ist im 
Streit über die Rettungspakete ausei­
nandergebrochen. In Italien beschleu­
nigt die Schuldenkrise das Ende der 
Ära Berlusconi. Andere Regierungen 
können sich nur deshalb über die Run­
den retten, weil ihnen in nächster Zeit 
.keine W ahlen bevorstehen; doch auf­
geschoben ist -  beispielsweise in 
Frankreich -  nicht aufgehoben.

Vom Gipfelnebel verdeckt hat sich 
auch die EU verändert, nämlich nun 
definitiv zu einer Gemeinschaft der 
zwei Geschwindigkeiten. Die Eurozo­
ne wird künftig nicht m ehr nur fak­
tisch der innere Kern der Integration 
sein, sie wird auch eigenständige Insti­
tutionen erhalten. Die sogenannte 
W irtschaftsregierung der Regierungs­
chefs unter dem  Vorsitz des Präsiden­
ten Van Rompuy (der formal die Ver­
bindung zum Europäischen Rat der 27 
Mitglieder herstellt), ist dabei gar 
nicht die entscheidende Größe. Dage­
gen ist ein ständiges Gremium von 
Staatssekretären m it einem hauptam t­
lichen Vorsitzenden, der einen M itar­
beiterstab bekommt, zweifellos der 
Grundstein einer künftigen „Fiskal- 
union“ (Finanzminister Schäuble).

Die Regeln, die sich diese geben 
wird, sind in der Diskussion alle 
schon aufgetaucht: Das reicht von ei­
ner Härtung der Stabilitätskriterien, 
je national zu verankernden Schulden­
bremsen bis hin zu Durchgriffsrech­
ten und Sanktionsmöglichkeiten. 
Dass es über die dafür notwendigen 
Vertragsänderungen noch Streit ge-

Einnahm en werden bald so hoch sein, 
dass sie nicht nur die höheren Auszah­
lungen decken, sondern auch noch die 
Rücklagen so stark auffüllen, dass die­
se -  nach der gesetzlichen Maßgabe -  
geradezu überlaufen, also weit mehr 
als eineinhalb Monate Reserve bereit­
stellen. Dieses Ergebnis beweist, dass 
die Konjunktur im EU-Mitgliedstaat 
Deutschland kraftvoll und relativ dau­
erhaft ist.

Die gegenwärtige Konstellation 
scheint ein gewichtiges Argument für 
das Umlageverfahren in der staatli­
chen Rentenversicherung zu sein. Es 
ist leistungsfähig und aufs Ganze gese­
hen besonders widerstandsfähig gegen­
über den seit mindestens vier Jahren 
m ehr oder weniger auffälligen W irrnis­
sen globalisierter Finanzmärkte. Wäre 
das deutsche Rentensystem in Zeiten, 
in denen das Hohelied der Deregulie­
rung der Finanzwirtschaft gesungen 
wurde, auf Kapitaldeckung umgestellt 
worden, wäre jetzt die psychologische 
Lage im Lande noch ungleich gereiz­
ter als ohnehin. Es würde die Kanzle­
rin  gewaltige Mühe kosten, den Bür­
gern klarzumachen, dass deren Renten 
von den Türbulenzen unberührt blie­
ben. Das Vertrauen in die Solidarge- 
meinschaft und die Leistungsfähigkeit 
der nachfolgenden Generationen in 
Deutschland sind -  auf absehbare Zeit 
-  das verlässlichste Kapital der Renten­
versicherung.

ben wird, kann  man jetzt schon ge­
trost Voraussagen.

Eine institutioneile Verschiebung 
ergibt sich aus der Art und Weise, wie 
der Rettungsprozess bisher abgelau­
fen ist. Es waren die Nationalstaaten, 
die ihn mit den beiden ökonomischen 
Schwergewichten Deutschland und 
Frankreich an der Spitze vorangetrie­
ben haben; die EU-Kommission hat 
dabei höchstens eine helfende Rolle 
gespielt, die im Übrigen in Paris und 
Berlin zeitweise als störend empfun­
den wurde. Und das ist auch schon der 
nächste Punkt: Zum Unwillen vieler 
kleinerer (und auch mancher großer) 
Mitgliedsstaaten, die in der Kommissi­
on stets ihren Schutz und ihre Interes­
senvertretung sahen, ist die gesamte 
Rettungsaktion von Frankreich und

In Brüssel wurde 
der Grundstein einer 
Fiskalunion gelegt.

Deutschland gesteuert worden. W e­
nigstens in ökonomischen Fragen 
zeigt sich, dass die formale Gleichheit 
der Staaten selbst dort auf dem Papier 
steht, wo einstimmige Beschlüsse ge­
fasst werden müssen: Am Schluss be­
stimmen diejenigen, die (am meisten) 
bezahlen.

Das rückt natürlich Deutschland in 
den Fokus. Dass diese Exponiertheit 
nicht nur positive Seiten hat, lässt sich 
in Griechenland beobachten, aber 
nicht nur dort. Die harten  M aßnah­
men, mit denen die Regierung in 
Athen versucht, aus der über Jahrzehn­
te selbstverschuldeten Misere heraus­
zukommen, werden ausgerechnet je ­
nem  Land, das zur Lösung finanziell 
am meisten beiträgt, als „Frau Mer­
kels D iktat“ angelastet. In der Tat hat 
Berlin, aller ordnungspolitischen Kri­
tik zum Trotz, bei der gegenwärtigen 
Reform, die vermutlich einmal als die 
weitestgehende in der bisherigen EU- 
G©Schichte bezeichnet werden wird, 
viel durchgesetzt und Europa seinen 
Stempel aufgedrückt. Der „Hebel“, 
m it dem das erreicht wurde, lässt sich 
populär und einfach beschreiben: Wer 
einen Deutschland vergleichbaren 
W ohlstand genießen will, muss sich 
den M ethoden und M itteln anbeque­
men, mit denen Deutschland seinen 
W ohlstand erarbeitet hat und erhalten 
will. Auch darüber wird es noch Streit 
geben, weil das gegen manche nationa­
le Bequemlichkeiten geht und den Na­
tionalstolz verletzen kann.

Politische Auswirkungen hat die 
Schuldenkrise auch in Deutschland. 
Kaum je zuvor hat das Parlament, an­
gespornt vom Bundesverfassungsge­
richt, einer Regierung so viele Kompe­
tenzen abringen können, wie das im 
Verlauf dieses Prozesses geschehen 
ist. Es ist zu hoffen, dass dies -  über 
die Europapolitik hinaus -  die Legiti­
m ität politischer Entscheidungen in 
Deutschland stärkt.
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Sechs Jahre Haft für Wolfgang Beltracchi / Gericht: Den Tätern wurde es leicht gemacht

* Deutschland im Fokus
Von Günther Nonnenmacher
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s t r e i f z ü g e  Nach den Brüsseler Gipfeln Das Bangen um die Banken, um die Griechen -  und um mehr
Trier

Ich Tarzan, du ZuschauerBlut und 
Spiele

I n der Fachwelt ist Martin van Cre- 
veld bekannt als Militärhistoriker 

von Rang. Abseits kriegshistorischer 
Werke etwa über die Wehrmacht ist der 
65 Jahre alte Wissenschaftler auch 
durch provokante Thesen in der Ge­
schlechterdebatte bekannt geworden.

Mit seiner in Buchform gegossenen 
These von der Jahrhunderte währen­
den angeblichen Bevorzugung /von 
Frauen gegenüber Männern profilierte 
sich van Creveld als Anti-Alice-Schwar­
zer. Ein Ruf, der dem Historisch-Kultur­
wissenschaftlichen Forschungszen­
trum (HKFZ) der Universität Trier je­
doch offenbar verborgen blieb, als es 
den Historiker als Visiting Fellow an 
die Mosel einlud. Der in den Niederlan­
den geborene und 1950 mit seinen El­
tern nach Israel ausgewanderte Wissen­

schaftler hat 
dort nun mit sei­
nem Vortrag 
über „Männer, 
Frauen, Kriegs­
spiele und Kul­
tur“ Aufruhr ver­
ursacht.

Nach einem 
Beschwerde­
brief des Allge­
meinen Studen­
tenausschusses 

(Asta) unter anderen an die rheinland- 
pfälzische Bildungsministerin Doris 
Ahnen (SPD) trennte sich die Universi­
tät vorzeitig zum 1. November von Cre­
veld. In seinem Protestschreiben hatte 
der Asta den Vortrag des Professors aus 
Jerusalem als „frauenfeindlich, milita­
ristisch, latent antiisraelisch, nicht zu­
letzt vulgärwissenschaftlich und metho­
disch primitiv“ angeprangert. Vor rund 
fünfzig Studenten hatte van Creveld 
am 17. Oktober nach Angaben von Zu­
hörern unter anderem seine schon öf­
ters variierte These wiederholt, Frauen 
genössen es, „dabei zuzuschauen, wie 
Männer sich gegenseitig abschlachten“. 
Thesen, die in der Stellungnahme des 
HKFZ zur Trennung als „schlichtweg 
und im strikten Sinne indiskutabel“ ge­
geißelt werden: „Hätten wir diese Seite 
der Publikationsaktivitäten von Herrn 
van Creveld vorher gekannt, wäre er 
nicht als Fellow eingeladen worden.“ 

Immerhin weist das Institut den Vor­
wurf des Asta als „unangemessen und 
unqualifiziert“ zurück, dass Creveld 
„militaristisch und latent antiisrae­
lisch“ sei. Dieser hatte schon vorher ge­
spottet, dass es „lächerlich“ sei, einen 
Juden, der seit 61 Jahren in Israel lebt, 
als „latent antiisraelisch“ zu bezeich­
nen. Er nehme jedenfalls aus Trier mit, 
„dass einige deutsche Studenten nichts 
aus der Bücherverbrennung von 1933 
gelernt“ hätten. THOMAS HOLL

Heute
Sternmarsch in Johannesburg
ANC-Jugendligaführer Malema will 
Banken verstaatlichen und weiße 
Landwirte enteignen. Seine A nhän­
ger ziehen zur Börse in  der südafri­
kanischen Metropole und zur Regie­
rung nach Pretoria. Politik, Seite 6

Piraten nehmen Platz
Das neue Berliner Abgeordneten­
haus hat sich zur seiner 17. W ahl­
periode konstituiert. Wo zuvor die 
FDP saß, sollen nun die Piraten 
sitzen. Die linken G rünen streiten 
mit ihrer Fraktion. Politik, Seite 7

Litigation PR
Dass Am anda Knox freikam, 
verdankt sie auch einer prozess­
begleitenden Öffentlichkeitsarbeit. 
Der „Engel m it den Eisaugen“ 
ist nun das Unschuldslamm. 
Deutschland und die Welt, Seite 8

Hochwasser-„Feiertage"
Tausende Bangkoker fliehen 
derzeit aus der Hauptstadt. 
Thailands Politiker sorgen sich 
m ehr um die Panik der Menschen 
als um das Hochwasser.
Deutschland und die Welt, Seite 8

Ein Experiment
Auch in Marokko wird bald gewählt. 
König M ohammed VI. antw ortet da­
m it auf Proteste, die auch sein Land 
erfasst hatten; schon die neue Ver­
fassung fand im Sommer eine große 
Mehrheit. Zeitgeschehen, Seite 10

Für alle Fälle
Josef Ackermann, als Schweizer der 
bekannteste Banker Deutschlands, 
begrüßt den jüngsten Brüsseler 
Beschluss zur Rettung G riechen­
lands. Die Deutsche Bank hat er gut 
geführt. Zeitgeschehen, Seite 10

Es ging um die Währung, um 
die Banken, um das Rating -  
für Sarkozy aber auch um sein 
Ansehen als Staatsmann.
Zurück in Paris, erstattet er 
dem Volk Bericht -  nicht im 
Parlament, sondern im Studio.
Von Michaela Wiegel

PARIS, 27. Oktober. Vom Euro-Gipfel in 
Brüssel ist Nicolas Sarkozy am Donners­
tag direkt in den französischen Wahl­
kampf zurückgekehrt. Die Ergebnisse der 
Nacht, die er als „globale, ehrgeizige und 
glaubwürdige Antwort auf die Krise“ be- 
zeichnete, will der Präsident gegen die er­
starkte Linksopposition und gegen das 
wachsende Misstrauen seiner Landsleute 
aufbieten. „Europa ist gerettet“ und „Euro­
pa bleibt französisch“ lautet die doppelte 
Botschaft, die Sarkozy noch am Donners­
tagabend in einer eigens für ihn konzipier­
ten Fernsehsendung zur besten Sendezeit 
vom Elysee-Palast aus Millionen von Fern­
sehzuschauern unterbreiten wollte.

Das Parlament war in Frankreich an­
ders als in Deutschland nicht über die Gip­
felziele unterrichtet, geschweige denn 
nach seiner Meinung gefragt worden. Die 
Abgeordneten der Nationalversammlung 
haben sich daran gewöhnt, erst im Nachhi­
nein und oftmals nur unzulänglich von 
der Regierung über europäische Vereinba­
rungen und deren finanzielle Folgen infor­
miert zu werden. Gegen ihre subalterne 
Rolle als Vollstrecker der Regierungsent­
scheidungen rebelliert die Mehrheitsfrak­
tion nur sehr selten. Die Abgeordneten 
der Präsidentenpartei UMP sehen sich 
eher als verlängerter Arm der Exekutive. 
Derzeit berät die Nationalversammlung 
über einen Haushaltsentwurf, der auf­
grund der nach unten korrigierten Wachs­
tumserwartungen schon Makulatur ist.

Dafür zählt es längst zur demokrati­
schen Tradition in Frankreich, dass sich 
der Staatspräsident nach wichtigen, die 
Nation betreffenden Entscheidungen di­
rekt in Fernsehsendungen an seine Lands­
leute wendet. Trotzdem regte sich am 
Donnerstag Unmut über das Vorgehen 
Sarkozys, zum ersten Mal einer privaten

Her. ABU DHABI, 27. Oktober. Wäh­
rend in Athen am Donnerstag der Börsen­
index um mehr als fünf Prozent zugelegt 
und sich die Regierung erleichtert über 
die Brüsseler Beschlüsse gezeigt hat, ha­
ben sich die Oppositionsparteien skep­
tisch gezeigt. Der wirtschaftspolitische 
Sprecher der konservativen Nea Dimokra- 
tia, Christos Staikouras, rechnet nicht da­
mit, dass der Schuldenschnitt zu einer Re­
duzierung der Staatsschuld auf ein nach­
haltiges Niveau führen werde. Wegen der 
gescheiterten Wirtschaftspolitik der Re­
gierung sei er jedoch erforderlich gewor­
den. Die Partei werde im Parlament den 
Beschlüssen nicht zustimmen, sollte die 
Regierung ihre Austeritätspolitik nicht än­
dern, kündigte Staikouras an. Finanzmi­
nister Evangelos Venizelos forderte hinge­
gen die Opposition auf, den „historischen 
Beschlüssen“ zuzustimmen. Er finde es 
unmöglich, dass es im Parlament Politi­
ker gebe, die den Abbau eines bedeuten­
den Teils der Staatsschuld nicht unter­
zeichnen wollten.

Die Vorsitzende der Kommunistischen 
Partei (KKE), Aleka Papariga, erwartet 
als Folge der Euro-Rettung mehr Austeri- 
tätsmaßnahmen in allen Euroländern. 
Denn weder legten die Beschlüsse die Kri­
se bei noch sorgten sie für Wachstum. Sie 
warnte vor abermaligen Kürzungen der 
Löhne und Renten in Griechenland. Der 
Vorsitzende der oppositionellen Linkspar-

Produktionsgesellschaft die „direkte Kom­
munikation“ zwischen Staatschef und 
Bürgern zu übertragen. Die vom Präsiden­
ten bestimmte Firma Maximal Produc­
tion gehört seinem Freund Arnaud Lagar­
dère, der einem von öffentlichen Aufträ­
gen abhängigen Firmenimperium in der 
Rüstungs- und Luftfahrtindustrie vor­
steht. Sarkozy hat auch die Journalisten 
persönlich ausgewählt, die ihn in seinem 
Amtsbüro im Elysée-Palast zur europäi­
schen Staatsschuldenkrise befragen soll­
ten. Für die Übertragung waren der staat­
liche Fernsehsender France 2 und der pri­
vate Fernsehsender TF1 zuständig. Eine 
jüngste Erhebung des Meinungsfor­
schungsinstituts Ifop ergab, dass 69 Pro­
zent der Befragten unzufrieden sind mit 
Sarkozys Krisenmanagement auf europäi­
scher Ebene.

„Sarkozy stellt sich wie üblich als Tar­
zan der europäischen Verhandlungen 
dar“, sagte der frühere sozialistische Wirt­
schaftsminister Michel Sapin. „Sarkozy 
mag laute Töne spucken, aber er hat 
Frankreichs Stimme geschwächt“, fügte 
Sapin hinzu, der dem sozialistischen Präsi­
dentschaftskandidaten Hollande nahe­
steht. „Das Frankreich Sarkozys ist zum 
Juniorpartner Deutschlands bei europäi-

tei, Fotis Kouvelis, rechnet zwar damit, 
dass Griechenlands Schuld auf ein nach­
haltiges Niveau gesenkt werde, warnte 
aber vor einer nicht akzeptablen ausländi­
schen Einmischung und Aufsicht.

Ungeachtet der Kritik der Oppositions­
parteien legte die Börse um mehr als fünf 
Prozent zu. Die Rallye wurde von den zu­
letzt sehr tief bewerteten Bankentiteln an­
geführt, obwohl als Folge des Haircut ihr 
Rekapitalisierungsbedarf auf mindestens 
30 Milliarden Euro geschätzt wird. Grie­
chische Wirtschaftswissenschaftler zeig­
ten sich zurückhaltend. Sie verwiesen dar­
auf, dass die letzte Rettungsrunde am 21. 
Juli die Märkte nicht überzeugt hatte. Zu­
dem setze ein Erfolg der neuen Beschlüs­
se voraus, dass der griechische Staatshaus­
halt in den nächsten zehn Jahren mit ei­
nem Primärüberschuss (Etat ohne Zins­
zahlungen) abschließen werde. Dazu 
müssten die kommenden Regierungen die 
bislang verabschiedeten Gesetze konse­
quent umsetzen und müsste der öffentli­
che Dienst verkleinert werden. Analysten 
bezeichnen die Regierung von Minister­
präsident George Papandreou als kraftlos. 
Die Mehrheit der regierenden Pasok ist 
nach dem Parteiausschluss der früheren 
Wütschaftsministerin Luka Katseli auf 
nur noch 153 der 300 Sitze geschrumpft. 
Erleichtert hat jedoch die zuletzt sehr ner­
vöse Pasok-Fraktion auf die Brüsseler Be­
schlüsse reagiert, da keine weiteren Auste- 
ritätsmaßnahmen an sie geknüpft sind.

sehen Verhandlungen abgestiegen“, sagte 
der frühere sozialistische Europaminister 
Pierre Moscovici, der Hollandes Vorwahl- 
kampagne leitete. Sarkozy habe durch sei­
ne erratische Amtsführung ein Misstrau­
en genährt, das Frankreich am europäi­
schen Verhandlungstisch schwäche, so 
Moscovici. „Wir wollen auch Hand in 
Hand mit Deutschland arbeiten. Aber mit 
einer soliden Hand“, sagte der Sozialist 
im Gespräch mit dieser Zeitung.

Den Attacken der Opposition will Sar­
kozy begegnen, indem er sein Bild als ein­
flussreicher Staatenlenker aufpoliert. Der 
G-20-Gipfel nächste Woche in Cannes 
soll ihm als Forum dienen. Am Donners­
tag telefonierte der Präsident mit dem chi­
nesischen Staatspräsidenten Hu Jintao 
und sorgte dafür, dass alle Medien davon 
erfuhren. Frankreich will China über ei­
nen Sonderfonds in die Euro-Rettung ein­
binden. „Damit unterwerfen wir uns end­
gültig dem chinesischen Einfluss“, kriti­
sierte der grüne Europaabgeordnete Da­
niel Cohn-Bendit im Radiosender France 
Inter.

Das chinesische „Diktat“ fürchtet Sar­
kozy ein halbes Jahr vor den Präsidenten­
wahlen freilich weniger als das deutsche. 
Seine Minister sollten am Donnerstag

enn. BERLIN, 27. Oktober. Die Ergebnis­
se des Euro-Gipfels haben in der deut­
schen Politik ein überwiegend positives 
Echo gefunden. Auch die Opposition hielt 
sich mit Kritik zurück. SPD-Generalsekre- 
tärin Andrea Nahles sprach am Donners­
tag von einem „guten Schritt, um Grie­
chenland zu retten“. Sie verband die Zu­
stimmung aber mit Kritik an Bundeskanz­
lerin Angela Merkel (CDU): „Den Schul­
denschnitt hätte man früher machen müs­
sen, das wäre dann weniger riskant gewor­
den“, sagte Nahles. Sie forderte abermals 
die Einführung einer Finanztransaktions­
teuer. Der Grünen-Vorsitzende Cem Özde­
mir sagte: „Das ist eine deutlich bessere 
Lösung als alles, was wir bislang hatten.“ 
Jetzt müsse es weitere Maßnahmen ge­
ben, damit „die griechische Volkswirt­
schaft auf die Beine kommt“. Grünen- 
Fraktionschef Jürgen Trittin sagte, die Aus­
weitung des Rettungsschirms schaffe die 
Voraussetzung, „um den unvermeidlichen 
Schuldenschnitt für Europa zu organisie­
ren, ohne dass es zu einer neuen Finanzkri­
se kommt“. Allerdings steige damit das 
Ausfallrisiko für den Haushalt.

Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel 
äußerte Zweifel am Willen der Banken, 
sich im Zuge des Schuldenerlasses stärker 
in die Haftung nehmen zu lassen. Auch 
der FDP-Haushaltspolitiker Otto Fricke 
gab zu bedenken, es sei noch nicht sicher, 
ob „die privaten Gläubiger auch auf die

den Eindruck ausräumen, Frankreich 
habe sich in Brüssel deutschen Vorschlä­
gen beugen müssen. Finanzminister Fran­
çois Baroin sagte im Radiosender RTL, 
Frankreich habe Vorstellungen durchge­
setzt, die vor einigen Jahren noch undenk­
bar gewesen seien. „Das wird uns aus den 
Turbulenzen führen, das wird der Wirt­
schaft einen Schub geben, das wird die 
Euro-Zone stabilisieren und das weltwei­
te Wachstum“, sagte Baroin. Frankreich 
habe „das Drama“ einer ungeordneten In­
solvenz Griechenlands vermeiden wol­
len, das sei erreicht. Frankreich habe sich 
für eine Hebelung des Krisenfonds EFSF 
ausgesprochen und sich ebenfalls durchge­
setzt. Verteidigungsminister Longuet lob­
te im Radiosender France Info eine „ent­
scheidende Etappe“ im europäischen Inte­
grationsprozess. Frankreich plädiere seit 
langem für eine europäische Wirtschafts­
regierung. Longuet begrüßte, dass eine 
haushalts- und steuerpolitische Harmoni­
sierung in der Eurozone vereinbart wor­
den sei.

Sarkozys europäisches Krisenmanage­
ment wird längst nicht mehr nur von der 
Linken und der extremen Rechten kriti­
siert. Auch in den eigenen Reihen wächst 
der Pessimismus angesichts der schlech­
ten Wirtschaftsbilanz. Die Arbeitslosen­
quote ist in die Höhe geschnellt, die Schul­
den werden 2012 mehr als 90 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts betragen. „Frank­
reich, und nicht Italien ist der eigentliche 
kranke Mann Europas“, urteilt der Wirt­
schaftshistoriker Nicolas Baverez, der zu 
Sarkozys Beraterstab zählte. Sarkozy 
habe in der Aufgabe versagt, das geschei­
terte, auf Staatsverschuldung gründende 
französische Wachstumsmodell durch ein 
neues Modell abzulösen. Frankreich wer­
de die beste Bonitätsnote verlieren, nicht 
aufgrund der Banken- oder der Euroret­
tung, sondern weil es sich außerstande 
zeige, die Staatsausgaben zu senken, arg­
wöhnt Baverez.

Sarkozy wollte seinen Fernsehauftritt 
auch nutzen, die Franzosen auf neue Spar­
maßnahmen einzustimmen. Doch eine 
Blut-, Schweiß- und Tränenrede solle nie­
mand erwarten, hatte der Elysée-Palast 
schon vorher durchblicken lassen. Der 
Präsident wolle den Franzosen vielmehr 
zeigen, dass er sie im Vergleich zu den 
Griechen, Spaniern, Italienern und Iren 
„vor dem Schlimmsten“ bewahrt habe.

Rückzahlung von Schulden verzichten“. 
Unions-Fraktionschef Volker Kauder rief 
dazu auf, potentielle Schuldnerländer stär­
ker zu kontrollieren. Der frühere Finanz­
minister Peer Steinbrück (SPD) verlangte 
strengere Regeln auf den Finanzmärkten. 
Laut der „Süddeutschen Zeitung“ forderte 
er drastische Einschränkungen hochris­
kanter Kreditausfallversicherungen. Lin­
ke-Fraktionschef Gregor Gysi kritisierte, 
die Banken würden durch die Beschlüsse 
„sogar verdienen“. Während ihnen bei ei­
nem Verzicht auf die Hälfte ihrer Grie­
chenland-Anleihen die andere Hälfte ga­
rantiert werde, hätte ihnen bei einem Ver­
kauf ein Verlust von 60 Prozent gedroht.

Bundesbankpräsident Jens Weidmann 
sieht die neuen Instrumente zur Hebelung 
des Euro-Rettungsschirms EFSF „mit Sor­
ge“. Mit den beschlossenen Modellen sei­
en eindeutig höhere Verlustrisiken verbun­
den, sagte Weidmann in München. Die 
„Vergemeinschaftung der Risiken“ nehme 
zu. Positiv sei, dass die Europäische Zen­
tralbank an der Refinanzierung des Euro- 
Krisenfonds EFSF nicht beteiligt werde.

Der FDP-Abgeordnete Frank Schäffler, 
der Hilfen für überschuldete Euro-Staaten 
ablehnt, sprach von einem „Desaster“. 
Am Ende werde Griechenland gemessen 
an seiner Wirtschaftsleistung eine höhere 
Verschuldung haben als 2009. Andere 
EU-Staaten könnten nun auch für sich ei­
nen Schuldenerlass fordern.

Fortsetzung von Seite 1

Erleichterung 
und Zuversicht
In den vergangenen Wochen hatte sich 
immer deutlicher gezeigt, dass der 
Ende Juli in Aussicht gestellte Verzicht 
der privaten Gläubiger auf 21 Prozent 
der Forderungen bei griechischen 
Staatsanleihen nicht ausreichen werde. 
Mit Hilfe des nun vereinbarten Schul­
denschnitts von nominal 50 Prozent 
soll die griechische Staatsverschuldung 
bis 2020 von knapp 170 auf dann 120 
Prozent der Wirtschaftsleistung sinken. 
An den Lasten der privaten Gläubiger 
sollen sich die Euro-Staaten mit bis zu 
30 Milliarden Euro beteiligen. Dieser 
Betrag kommt zu dem am Sonntag in 
Aussicht genommen, bis zu 100 Milliar­
den Euro umfassenden neuen mehrjäh­
rigen Programm von Europäischer Üni- 
on und Internationalem Währungs­
fonds für Griechenland hinzu.

Mit den Vertretern des Weltbanken­
verbandes IIF verhandelten unter ande­
ren Frau Merkel, Van Rompuy, der fran­
zösische Präsident Sarkozy sowie EU- 
Kommissionspräsidenten Barroso. Der 
IIF-Präsident und Vorstandsvorsitzen­
de der Deutschen Bank, Josef Acker­
mann, sprach von einem „befriedigen­
den Ergebnis“. Zuvor hatten die Staats 
und Regierungschefs ein Hilfspaket be­
schlossen, das es den Banken erleich­
tern soll, den Schuldenschnitt für Grie­
chenland zu bewältigen und eine „Kre­
ditklemme“ wie im Herbst 2008 zu ver­
meiden. Zu diesem Zweck sind Kapital­
erhöhungen um 106 Milliarden Euro ge­
plant. Ende September 2012 sollen die 
Banken eine harte Kernkapitalquote 
(„core tier 1“) von neun Prozent aufwei­
sen. Die erforderlichen Mittel sollen 
sich die Banken vorrangig durch Rück­
griff auf private Kapitalquellen sowie 
durch Beschränkungen bei Dividen­
den- sowie Bonuszahlungen für Mitar­
beiter besorgen. Allerdings sollen gege­
benenfalls auch einzelne Staaten oder 
die EFSF den Banken Darlehen gewäh­
ren können.

Es bleibt beim derzeitigen Garantie­
rahmen von 440 Milliarden Euro für 
die EFSF. Künftig soll aber der Ret­
tungsfonds über eine Versicherungslö­
sung einen Teü des Risikos neuer Staats­
anleihen gefährdeter Euro-Länder über­
nehmen. Außerdem sollen in einer 
Zweckgesellschaft die Risiken zwi­
schen öffentlichen und privaten Geld­
gebern geteilt werden. Beide Modelle 
sollen kombiniert werden. So soll das 
neben den bereits übernommenen Ver­
pflichtungen noch verfügbare Finanzie­
rungsvolumen, das für die EFSF auf 
250 bis 275 Milliarden Euro beziffert 
wird, möglichst auf rund eine Billion 
Euro vervielfacht werden. Auf Drän­
gen von Bundeskanzlerin Merkel sahen 
die Euro-Partner von sämtlichen Lösun­
gen ab, die eine Einbeziehung der Euro­
päischen Zentralbank erfordert hätten.

Klage gegen neues 
EFSF-Sondergremium
jja. BERLIN, 27. Oktober. Die SPD- 
Bundestagsabgeordneten Danckert 
und Schulz haben am Donnerstag 
beim Bundesverfassungsgericht eine 
Klage gegen das neue Sondergremium 
des Bundestags eingereicht, das den eu­
ropäischen Rettungsschirm EFSF kon­
trollieren soll. Mit einem Organstreit 
verfahren wenden sie sich dagegen 
dass dessen neun Mitglieder künftig 
dringende und geheimhaltungsbedürf­
tige Entscheidungen treffen sollen. 
Das Bundesverfassungsgericht wollte 
über den damit verbundenen Eilantrag 
womöglich noch am Donnerstagabend 
entscheiden. Nach Informationen die­
ser Zeitung hat der zuständige Richter 
Di Fabio Stellungnahmen von Bundes­
regierung und Bundestag eingeholt.

STIMMEN DER ANDEREN
Oie EU hat Entschlusskraft gezeigt
Die Tageszeitung „Berlingske Tidende “ (Kopenhagen) 
schreibt zum Brüsseler EU-Gipfeltreffen:

„Die Spitzen der EU haben mit dem nächtlichen Hilfs­
paket gezeigt, dass sie imstande sind, schwere und weit­
reichende Beschlüsse zu fassen. Aber es steht noch eine 
lange und zähe Arbeit bevor, ehe das Vertrauen der Märk­
te in Europas Wirtschaft wiederhergestellt is t .. . Dort 
herrscht Katerstimmung. Das Mittel dagegen besteht in 
der Entwicklung einer Zusammenarbeit, die eng genug 
ist, um Europas Platz unter den führenden Kontinenten 
zu sichern. Das muss natürlich mit Respekt vor der Ver­
schiedenartigkeit innerhalb der EU geschehen.“

Europa und die deutsche Budgetdisziplin
Die Pariser Tageszeitung „Le Figaro “ befasst sich mit 
der europäischen Schuldenkrise und findet, Europa 
werde sich künftig stärker an Deutschland und dessen 
Budgetdisziplin orientieren müssen:

„Der EU-Gipfel in Brüssel war nur ein Beginn . . .  An­
gela Merkels Rede im Bundestag, ihr Beharren auf der 
Tatsache, dass der deutsche Wohlstand vom Überleben 
der Euro-Zone abhängt sowie die sehr große Unterstüt­
zung, die sie von ihrem Parlament erhalten hat, haben 
all jenen Zweiflern der vergangenen Monate bewiesen, 
wie stark sich Deutschland zugunsten Europas ein­
setzt . .. Deutschlands moralische Schuld im Blick auf 
den Zweiten Weltkrieg zählt heute nicht mehr. Von so­
fort an wird Europa stärker den deutschen Prioritäten 
Rechnung tragen müssen -  vor allem auch der Budgetdis­
ziplin, die von Berlin aus gesehen nicht erst seit der grie­
chischen Krise in Europa aus dem Ruder gelaufen ist.“

Und das Europäische Parlament?
Die Tageszeitung „Libération “ (Paris) äußert sich zu 
einem Europa nach der großen Krise und meint:

„Die Wirtschaftskrise lässt sich nicht mit ein, zwei, 
selbst drei Gipfeln lösen. Man muss einen Augenblick in­
nehalten, um über die europäische Landschaft nachzu­
denken .. . Der spekulative (Finanz-)Wahnsinn hatte 
durchgesetzt, was der nationale politische Wille noch 
vor kurzem energisch ablehnte. Doch Angela Merkel 
und Nicolas Sarkozy an der Spitze haben begriffen, dass 
es besser ist, in den Geschichtsbüchern als Wiederbe­
gründer statt als Totengräber der Union zu erscheinen. 
Jetzt muss nur noch dieser politische Kontinent aufberei­
tet werden. Die Mitgliedstaaten müssen . . .  die Macht 
letzten Endes dem Europäischen Parlament geben.“

Die größte Gefahr droht von Italien
Die Zeitung „El Pals “ (Madrid) beurteilt das Ergebnis 
des Euro-Gipfels skeptisch:

„Entgegen den Erwartungen hat der Euro-Gipfel kei­
ne nachhaltige Antwort auf die Finanzkrise gefunden. Er 
bedeutet gegenüber dem Gipfel vom Juli, der immerhin 
die Instrumente zur Eindämmung der Schulden festge­
legt hatte, kaum einen Fortschritt. Das Treffen verbesser­
te den Stabilitätsfonds und fand eine -  wenn auch un­
glückliche -  Lösung für die Rekapitalisierung der Ban­
ken. Das ist mager angesichts der delikaten Situation. 
Die größte Gefahr droht nicht mehr von Griechenland, 
sondern von Italien. Das Wahrscheinlichste ist, dass die 
Schwäche der Berlusconi-Regierung dazu führen wird, 
dass Rom seine Schulden nicht mehr begleichen kann. 
Für eine Rettung Italiens aber sind keine Mittel da.“

Es geht nicht nur um Euro-Milliarden
Die Budapester Tageszeitung „Nepszabadsag“ weist 
über die europäische Schuldenkrise hinaus:

„Besteht das seit mehr als fünfzig Jahren im Aufbau be­
findliche Gebäude, das wir heute als Europäische Union 
kennen, aus nichts anderem als aus der gemeinsamen 
Währung? Und signalisieren nicht jene, die heute schon 
die EU begraben, dass sie nichts mit ihr anfangen kön­
nen? Diese Fragen kann man nicht rnit Euro-Milliarden 
beantworten . . .  Die EU spielt wieder Feuerwehr und 
kommt nicht dazu, sich um Probleme zu kümmern, die 
gewöhnliche Sterbliche beschäftigen. Als die mühsam zu­
sammengeflickte EU-Verfassung bei Volksabstimmun­
gen durchfiel, litt die Union jahrelang an einer politi­
schen Krise. Schließlich raffte sie sich auf, um sich end­
lich den Alltagsproblemen der Menschen zu widmen. 
Doch dann brach die Wirtschaftskrise herein.“

Ein verständlicher, vergeblicher Aufschrei
Im „Mannheimer Morgen" lesen wir zum neuen 
Standortkonzept fü r  die Bundeswehr:

„Der Aufschrei der Betroffenen ist verständlich. Und 
doch ist de Maiziere den richtigen Weg gegangen. Er hat 
zuerst definiert, welche Aufgaben die Bundeswehr der 
Zukunft hat. Daraus hat er die nötige Personalstärke ab­
geleitet und auf dieser Grundlage das Stationierungskon­
zept entwickelt. Es ist nun einmal nicht die primäre Auf­
gabe der Bundeswehr, regionale Wirtschafts- und Infra­
strukturpolitik zu betreiben, sondern Deutschlands Si­
cherheit zu garantieren. Diese Aufgabe hat sich seit dem 
Ende des Kalten Kriegs vor zwanzig Jahren fundamental 
verändert; die Armee passt sich diesem Wandel an.“

Das Ende der Massenarmeen
Auch die „Landeszeitung“ (Lüneburg) beschäftigt 
sich mit der Bundeswehrreform:

„Der Aufschrei der Stadt- und Landesväter war eben­
so vorhersehbar wie er zu vernachlässigen ist. Bei der 
Bundeswehrreform geht es dhrum, die Truppe aus der 
Ära der Massenarmeen hinauszuführen und nicht da! 
um, soldatische Kaufkraft gerecht über die Republik zu 
verteilen. Kommunen, die abrückendem Militär nach­
trauern, sollte Minister de Maiziere eines ins Stamm­
buch schreiben: Die Hauptlast der Umstrukturierung tra­
gen die Soldaten. Tausende Versetzungen und Karrie­
reenden stehen an. Noch mehr Uniformierte werden zwi­
schen Wohnort und Kaserne pendeln müssen. Erreicht 
die Reform aber ihr Ziel, dass künftig Soldaten nur mit 
tauglichem Material und gut ausgebildet in den Einsatz 
gehen, war der Aderlass der Standorte gerechtfertigt.“

Schlagkräftiger für Auslandseinsätze
Die Berliner „tageszeitung" (taz) würdigt die Intentio­
nen der Reform:

„Der Verteidigungsminister hat mit der Bekanntgabe 
der Standortschließungen ein Projekt vollzogen, das un­
ter seinem Vorgänger Karl-Theodor zu Guttenberg vor al­
lem unter einer Zielvorgabe angestoßen wurde: Die Bun­
deswehr schlagkräftiger für Auslandseinsätze zu ma­
chen. De Maiziere bedient sich für dessen Ziele lediglich 
einer sanfteren Sprache. Auftragserfüllung in einem 
komplexen sicherheitspolitischen Umfeld' nennt der Mi­
nister die Möglichkeit zur schnellen, globalen, militäri­
schen Intervention. Das Ziel der Landesverteidigung 
weicht dem Ziel der schnellen Einsatzfähigkeit.“

Martin van Creveld

Hangeln zwischen Paris und Brüssel: Sarkozy am Mittwoch beim Gipfel ' Foto Reuters

Skepsis in Griechenland SPD: Der Schnitt ein guter Schritt
Opposition will Brüsseler Beschlüssen nicht zustimmen Positives Echo in Berlin / Weidmann sieht Hebel „mit Sorge

V * V ¥V *
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Nach den Brüsseler Gipfeln Das Bangen um die Banken, um die Griechen -  und um mehr

„Alle wollen ein Stück weiterkommen": Bei ihrer A nkunft in Brüssel, gut zehn Stunden vor der Abschlusspressekonferenz, operierte Kanzlerin Merkel noch im Erwartungsdämpfungsmodus. Foto dapd

Angstfrei die Freiwilligkeit erzwungen ^
BRÜSSEL, 27. Oktober

D ie Welt hat auf unsere Beratun­
gen geschaut, das war uns sehr 
bewusst“, gestand die Bundes­
kanzlerin am Donnerstagmor­

gen um vier Uhr, als der Gipfel endlich 
vorüber war. Sie sah nicht mehr ganz 
frisch aus, so wie eigentlich jeder, der um 
diese Uhrzeit noch am Tagungsort im Jus- 
tus-Lipsius-Gebäude der EU ausharrte. 
Aber zufrieden wirkte Angela Merkel 
schon: Eine große Kraftanstrengung sei 
das gewesen, sagte sie vor der Presse. Vor 
ein paar Tagen wäre es noch alles andere 
als selbstverständlich gewesen, solche Be­
schlüsse zu fassen wie in dieser Nacht. 
„Wir haben gezeigt, dass wir die richtigen 
Schlüsse gezogen haben“, lobte Frau Mer­
kel sich selbst und die anderen Staats­
und Regierungschefs.

Einen Saal weiter hielt sich der franzö­
sische Staatspräsident Sarkozy an seinem 
Rednerpult fest. Auch er dachte an die 
weite Welt, als er das Volumen, das nun 
durch die Hebelung des Hilfsfonds EFSF 
erreicht werden soll, lieber gleich in Dol­
lar angab als in Euro: 1,4 Billionen seien 
das, stellte er fest. Dollar?, fragten die 
französischen Journalisten ungläubig. Ja, 
das sei doch eine Information für die in­
ternationalen Märkte, belehrte sie der 
Präsident. „Ich kann Ihnen das auch in 
Euro geben, wenn Sie das wünschen. 
Wenn Sie das umrechnen, kommen Sie 
auf etwa eine Billion.“

Das Ende der Euro-Krise wollte nach 
diesem langen Gipfel, der am Abend zu­
vor um 18 Uhr begonnen hatte, niemand 
ausrufen. Der Weg aus dem Schulden­
sumpf sei ein Marathonlauf, kein Sprint, 
stellte Kommissionspräsident Barroso 
fest, ohne mitzuteilen, wie viele Kilome­
ter die EU noch vor sich hat. Auch die 
Kanzlerin wies wieder einmal darauf 
hin, dass die Sache nun nicht mit einem 
großen Paukenschlag vorüber sei. Aber 
alles in allem wirkten die Gesichter dies­
mal doch entspannter als nach den vie­
len anderen Krisentreffen, die in den ver­
gangenen eineinhalb Jahren in Brüssel 
stattgefunden haben.

Das galt vor allem für den griechischen 
Ministerpräsidenten Papandreou, der 
über Nacht immerhin um die Hälfte der 
Staatsschulden bei Privatinvestoren er­
leichtert wurde. „Für Griechenland ist ein 
neuer Tag angebrochen“, sprach er in die 
Kameras. Das Schlimmste sei überstan­
den, nun könne das Land ein Kapitel ab- 
chließen und sich der Zukunft zuwenden. 

Papandreou dankte seinem Volk für die 
Opferbereitschaft und sprach von der „pa­
triotischen Pflicht“ aller Griechen, nun al­
les zu tun, um die europäische und interna­
tionale Aufsicht so schnell wie möglich 
loszuwerden. Eine politisch bittere Pille 
enthält der neue Brüsseler Ablass näm­
lich: Die ungeliebte Troika, die zuletzt vor 
allem mit Streiks in Athen begrüßt wurde, 
wird künftig ständig im Land präsent sein 
und darüber wachen, dass die Griechen 
ihr Land auch wirklich reformieren.

Um die Banken zu einem Schulden­
schnitt zu bewegen, der wesentlich größer 
ist als die zuletzt am 21. Juli vereinbarte 
Umschuldung, war in der Sitzungsnacht 
viel Aufzugfahren nötig. Immer wieder 
pendelten die Verhandlungsführer zwi­
schen den Stockwerken im Ratsgebäude. 
Erst kam der seit dem Spontantreffen in 
der vorigen Woche so genannte Frankfur­
ter Kreis zusammen (Frau Merkel, Sarko-

3

Morgens um  vier kam 
die Erfolgsmeldung.
Die Verhandlungen mit 
den Banken hatte die 
Kanzlerin am  Ende 
selbst geführt. Cameron 
und andere „Chefs“ aus 
Nicht-Euro-Ländern 
waren da lang weg -  sie 
waren nur Vorgruppe.

Von Nikolas Busse

zy, Barroso, Ratspräsident Van Rompuy, 
EZB-Präsident Trichet und IWF-Chefin 
Lagarde), dann die Staats- und Regie­
rungschefs des Euro-Raums, dann wieder 
der „Frankfurter Kreis“ -  und die ganze 
Zeit über liefen Verhandlungen mit dem 
Internationalen Bankenverband. Dessen 
Vertreter mussten sich bei ihren Mitglie­
dern Prokura geben lassen. All das koste­
te viel Zeit.

Die Griechen selbst bemühten siel 
nicht mit letzter Kraft um ihre Schicksals· 
frage, so dass man ihnen die Verhand-] 
lungsführung im Laufe des Abends ir­
gendwann aus der Hand nahm. Wichtig 
für den Deal mit den Banken sei nicht zu­
letzt das Verhandlungsgeschick von 
Christine Lagarde gewesen, war zu hö 
ren. Mit der früheren französischen Fi­
nanzministerin versteht sich die Bundes­
kanzlerin recht gut, was der Sache offen­
bar dienlich war. Harte Gespräche seien 
es gewesen, berichtete Frau Merkel hin­
terher. Aber man habe den Banken nur 
ein einziges Angebot gemacht. „Das war 
unser letztes Wort.“ Ob den Banken 
denn auch mit Zwang gedroht worden 
sei, wurde sie gefragt. „Es war klar, dass 
wir einem freiwilligen Kreditereignis Vor­
zug geben, und darauf wurde ja eingegan­
gen, deshalb muss man über die andere 
Variante jetzt nicht weiter nachdenken. 
Wir haben unser Angebot angstfrei vorge­
bracht.“

D ie Causa Berlusconi, das atmo­
sphärisch vielleicht schwierigs­
te Überbleibsel des Vorberei­
tungsgipfels vom Sonntag, führ­

te wieder zu Verwicklungen, die diesmal 
aber unter der Schwelle der Völkerent­
fremdung blieben. Der Cavaliere war mit 
einem 15 Seiten starken Brief nach Brüs­
sel gekommen, in dem (wie von Frau Mer­
kel und Sarkozy bestellt) die künftigen Re­
formen seines Landes beschrieben wer­
den. Die strenge Kanzlerin vermerkte mit 
Wohlwollen, dass darin vor allem das Ziel 
aufgeführt wurde, die italienische Staats­
verschuldung bis 2014 auf 113 Prozent 
der Wirtschaftskraft zu senken. Auch 
sonst war alles fein säuberlich mit Fristen 
und Zahlen versehen, so dass die „Chefs“ 
freundliche Zustimmung äußern konnten 
und allenfalls anmerkten, dass es nun 
aber bitteschön auf die Umsetzung an­
komme, Die EU-Kommission wurde be­
auftragt, alles zu kontrollieren, sicher ist 
sicher.

Irgendwie war das Berlusconi aber 
nicht genug. Während einer Sitzungspau­

se rief er in einer Livesendung des italieni­
schen Fernsehens an, um mitzuteilen, 
dass die Kanzlerin sich bei ihm für den 
vergangenen Sonntag entschuldigt habe. 
Das überraschte die deutsche Delegation 
dann doch einigermaßen, denn es war ja 
Sarkozy und nicht Frau Merkel gewesen, 
der am Wochenende ebenso vielsagend 
wie gut sichtbar in die Fernsehkameras 
gegrinst hatte, als er nach der Reformbe­
reitschaft Berlusconis gefragt worden 
war. Die Kanzlerin hatte allenfalls fein ge- 
lächelt, aber das auch nur kurz und eigent­
lich mehr zu Sarkozy, und überhaupt war 
doch hauptsächlich der Franzose in Ita­
lien als überheblich an den Pranger ge­
stellt worden.

Der deutsche Regierungssprecher Stef­
fen Seibert verschickte also noch am frü­
hen Morgen aus dem Tagungsgebäude 
eine Twitter-Nachricht, dass die Kanzle- 
riri sich nicht entschuldigt habe, weil es 
nichts zu entschuldigen gebe. „Berlusconi 
und Merkel haben gute, offene Gesprä­
che unter Freunden.“ Eine gesonderte Un­
terhaltung mit Berlusconi führte die Kanz­
lerin auf dem Gipfel ohnehin nicht, sie be­
grüßte ihn nur herzlich, um die Sache 
vom Sonntag vergessen zu machen.

Auch Sarkozy ließ sich nicht noch ein­
mal auf dieses Glatteis führen. Als eine 
italienische Reporterin wissen wollte, ob 
er denn mit Berlusconis Reformkonzept 
zufrieden sei, da setzte der Präsident die 
staatstragendste Miene auf, die man um 
halb fünf Uhr morgens noch machen 
kann, und sagte „oui“, bevor die Frage 
überhaupt zu Ende formuliert war -  um 
gleich noch hinzuzufügen, dass es aber 
gar nicht darauf ankommen, ob er zufrie­
den sei. Die italienischen Reformen müss­
ten die Kommission, der Ratspräsident 
und die Zentralbank beurteilen.

Einen schalen Nachgeschmack hinter­
ließ bei vielen Teilnehmern die Zweitei­
lung der Veranstaltung in einen „Europäi­
schen Rat“ mit allen 27 Mitgliedstaaten 
und einen anschließenden „Euro-Gipfel“ 
mit den 17 Staats- und Regierungschefs 
der Gemeinschafts Währung. Für zwei 
Stunden nach Brüssel zu kommen, um 
als Vorprogramm eines großen Euro-Ret­
tungsgipfels aufzutreten, sei für Leute 
wie den britischen Premierminister Ca­
meron „psychologisch sicher nicht ganz 
einfach“ gewesen, bemerkte ein Beamter 
aus einem Euroland. Cameron hatte so­
gar die Abreise zu einem Common­
wealth-Treffen in Australien verschoben, 
um auf dem Gipfel dabei sein zu können. 
Die britischen Interessen stünden auf 
dem Spiel, rechtfertigte er sich bei der 
Ankunft, denn es gehe hier ja auch um 
die Rekapitalisierung der Banken in Eu­
ropa. Der schwedische Ministerpräsident 
Reinfeldt verlangte ebenfalls Mitsprache 
bei diesem Thema.

Wie sehr die Krise die EU inzwischen) 
gespalten hat, ließ sich dann einem Auf) 
tritt des polnischen Ministerpräsidenten 
Tusk entnehmen, der (in seiqer Eigenf- 
schaft als derzeitiger Vorsitzender des 
EU-Ministerrats) nach dem kurzen Tref­
fen der 27 „Chefs“ vor die Presse trat, um 
die Einigung auf die Bankenrekapitalisis- 
rung zu verkünden. Tusk sagte ohne Umf- 
schweife, dass die Erhöhung des Eigenkal· 
pitals auf neun Prozent nur dann funktio) 
nieren werde, wenn sich die Euro-Staa) 
ten im Laufe der Nacht auf weitere SchriF 
te einigen könnten. „Über das Ergebnis 
kann ich jetzt kein Ratespiel veranstal­
ten, in ein paar Stunden wissen wir, wie 
es ausgeht.“ Dass ein Teil der Staats- und

Regierungschefs auf einen wichtigen I 
EU-Beschluss warten muss wie der ge-[ 
meine Bürger, das hat es in der Geschich­
te der Integration auch noch nicht gege­
ben. „Die Einheit Europas muss insge­
samt verstärkt werden“, verlangte Tusk 
und tröstete sich damit, dass Polen in ein

paar Jahren auch Mitglied der Eurozone 
sein werde.

Ratspräsident Van Rompuy machte 
ganz zum Schluss noch auf einen Um­
stand aufmerksam, der den „Chefs“ we­
sentlich bewusster sein dürfte als ihren 
Völkern: Der Gruppendruck in der EU sei

heute viel größer als noch vor zehn Jah­
ren. Jede Regierung habe inzwischen ver­
standen, dass öffentliche Schulden oder 
eine Immobilienblase in einem anderen 
EU-Staat Auswirkungen auf das eigene 
Land haben könne. „Sonst wird sie vom 
Wähler bestraft.“
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Nach den Brüsseler Gipfeln Das Bangen um die Banken, um die Griechen -  und um mehr

„Italien ist gar nicht Teil des Euro-Problems44
Außenminister Franco Frattini über heilsamen Druck aus Brüssel, Sarkozys irritierende Körpersprache, Merkels mutige Führung, 
Camerons berechtigte Angst vor einer Spaltung Europas -  und warum die Währungsunion kein Omnibus ist
Herr Minister, erst in letzter M inute vor 
dem EU-Gipfel hat die Regierung Berlu­
sconi eine Teileinigung über Wirtschafts­
reformen erzielt. Sind Sie dankbar fü r  
den Druck aus dem Rest Europas?

Sehr sogar. Wenn Europa politischen 
Druck ausübt, folgen die Staaten dem ja 
nicht Brüssel zuliebe. Wir reformieren Ita­
lien, weil es in unserem Interesse liegt -  
auch wenn es für ganz Europa wichtig ist, 
dass wir unsere Staatsfinanzen konsolidie­
ren und Wachstum fördern. In Zeiten hef­
tiger innenpolitischer Auseinandersetzun­
gen ist Druck aus Brüssel für die Regie­
rung jedes Landes hilfreich. Jetzt können 
wir endlich tun, was wir schon vor der 
Wahl versprochen haben. Die Reformen 
hätten wir schon vor zwei Jahren beschlie­
ßen sollen!

Und warum haben Sie das nicht?
Wegen überkreuzender Vetos in der Re­

gierungskoalition und wegen des Wider­
stands der Opposition, die das Parlament 
mit Dauerreden lahmgelegt hat. Und 
dann hat sich die Gruppe um Gianfranco 
Fini von uns abgespalten. Seitdem haben 
wir nur noch 20 bis 25 Abgeordnete mehr 
als die Opposition. Vorher waren es 80!

':ni will zurückkehren, wenn Berlusconi 
.urückträte. Braucht ein Land, das ohne 
äußeren Druck nicht funktioniert, nicht 
eine neue Führung?

Viele Regierungen Europas haben in ei­
ner Parlamentskammer gar keine Mehr­
heit mehr. Ich beneide Deutschland dar­
um, dass es trotzdem regierbar ist, hier gin-

„Neuwahlen wären jetzt 
das Schlimmste. Sie würden 
die Tür für Spekulation und 
die Aggression jener Netze 
öffnen, die am Finanzmarkt 
gegen Italien vorgehen.“

ge das nicht. Aber das Schlimmste wäre, 
jetzt zu Neuwahlen zu hasten. Das würde 
die Tür für Spekulation und die Aggressio­
nen jener Netze öffnen, die auf den Fi­
nanzmärkten gegen Italien vorgehen.

Lieber also eine alte Regierungskoali­
tion unter neuer Führung?

Das wäre extrem schwierig in einem 
Land, in dem die Wähler nicht nur eine 
Partei, sondern ihren Ministerpräsiden­
ten wählen. Da hielte ich sogar Neuwah­
len für wahrscheinlicher.

Einfach weitermachen bedeutet, dass die 
Lega Nord weitere Reformen verhindert?

Im Gegenteil, die Lega hat doch dem 
Brief zugestimmt, den wir nach Brüssel 
geschickt haben. Sie will jetzt die Versor­
gungsdienstleistungen und die Berufsstän­
de liberalisieren sowie das Rentenein­
trittsalter auf 67 Jahre erhöhen.

Wird das nicht durch das Frühverren­
tungssystem unterlaufen?

Wer vierzig Jahre lang Beiträge gezahlt 
hat, der hat auch künftig ein Recht auf sei­
ne Rente, wenn er mindestens sechzig Jah­
re alt ist. Das kommt aber nicht oft vor.

Vor dem B rief hatten Bundeskanzlerin 
' ierkel und Präsident Sarkozy am Sonn- 
,ag in Brüssel nur Grimassen geschnit­
ten, als sie nach Italiens Zusagen gefragt 
wurden. Fühlten Sie sich gedemütigt?

Nein, überhaupt nicht. Ich war jahre­
lang Vizepräsident der Europäischen 
Kommission, ich weiß besser als die meis­
ten, wie wichtig europäischer Druck ist. 
Allerdings hat mich die Körpersprache 
Präsident Sarkozys irritiert -  auch der 
Kanzlerin war das offenkundig peinlich. 
Sarkozy hat eben daheim ein Problem, 
weil im Direktorium der Europäischen 
Zentralbank jetzt kein Platz für einen 
Franzosen i s t ...

. . .  weil der Italiener Bini Smaghi nicht 
zurücktritt, obwohl sein Landsmann M a­
rio Draghi anstelle des Franzosen Tri- 
chet Präsident der Zentralbank wird.

Richtig. Aber die EZB kann eben keine 
Befehle von der Politik entgegennehmen, 
auch nicht von Sarkozy, der sich in die 
Ecke gedrängt sieht. Ich hoffe aber, dass

Smaghi sich doch noch verantwortlich 
zeigt -  freiwillig natürlich. Wie dem auch 
sei: Sarkozys Auftritt war nicht in Ord­
nung. Ja, Italien hat Hausaufgaben zu erle­
digen, aber lächerlich machen darf man 
uns nicht. Wir haben zwar eine riesige 
Staatsschuld, aber die ist immer noch, mit 
Verlaub, kleiner als die deutsche.

War der kleine E klat nicht ein Weckruf, 
den die Berlusconi-Regierung brauchte?

Ich akzeptiere Weckrufe von europäi­
schen Institutionen, aber nicht von einzel­
nen Regierungen.

Hätten Sie jetzt gern noch mehr Druck 
aus Brüssel, weil die versprochenen Re­
form en noch weit hinter dem zurücklie­
gen, was zum Beispiel Trichet und Dra­
ghi von der Regierung verlangt haben?

Ja, das wäre eine gute Ermutigung. Al­
lerdings weigere ich mich, Italien als Teil 
des Problems zu sehen, wo doch Frank­
reich am Zug wäre, das Problem der grie­
chischen Anleihen in den französischen 
Banken zu lösen. Italien wird 2011 der 
einzige G-7-Staat mit Haushaltsüber­
schuss sein, wenn auch ohne Berücksichti­
gung der Zinslast. Das schafft selbst 
Deutschland nicht!

Die griechische Schuldenflut kann also 
kein italienischer Tsunami werden, der 
die Währungsunion hinwegspült?

Nein. Unsere Staatsschulden sind zwar 
hoch, aber die private Verschuldung liegt 
25 Prozentpunkte unter dem europäi­
schen Durchschnitt.

Davon kann sich der Staat nicht refinan­
zieren . ..

Doch! 45 Prozent unserer Staatsschuld 
wird von Italienern gehalten. Der Staat ist 
verschuldet, die Italiener sind reich. Und 
diese Italiener wollen ihren Staat nicht 
scheitern sehen. Hinzu kommt, dass drei 
von vier Italienern Wohneigentum haben.

Aber die Wirtschaft wächst nicht, und 
auch Sie finden keine Käufer fü r  Staats­
anleihen mehr. Das können die Euro- 
Partner, anders als vielleicht im grie­
chischen Fall, kaum schultern.

Das stimmt, es ist undenkbar, dass sich 
Italien retten lässt. Denn die Säulen 
unserer Wirtschaft sind stabil. Ja, das 
Wachstum ist niedrig, aber auch Deutsch­
land hat seine Prognose halbiert, von 
Frankreich gar nicht zu reden. Die italieni­
sche Industrieproduktion dagegen ist in 
den vergangenen vier Monaten um 
4,6 Prozent gestiegen, stärker als die deut­
sche, und der Export ist im letzten Halb­
jahr nicht zufällig um 17 Prozent gestie­
gen.

Sie sehen also keine Gefahr, dass sich die 
Währungsunion aufzulösen beginnt?

Nein. Es gibt jetzt ein gemeinsames Be­
wusstsein dafür, dass wir die Währungs­
union unterstützen und stärken müssen. 
Alle haben verstanden, dass wir ohne den 
europäischen Schirm jetzt viel schwächer

dastünden. Wir müssen abkommen von 
technischen Überlegungen und die politi­
sche Komponente der Entscheidungen 
stärken.

Deutschland und andere wollen das 
Gegenteil -  automatische Sanktionen 
statt politischen Kuhaändel -  und fo r­
dern dafür einen mächtigen Stabilitäts­
kommissar.

Ich bin für Automatismen, aber vor al­
lem brauchen wir einen gemeinsamen po­
litischen Willen, um die Spielregeln fest­
zulegen.

Ein fü r  alle M al oder immer wieder 
nach Lage?

Einmal für immer, denn man kann die 
Regeln nicht während des Spiels ändern. 
Wir brauchen Mechanismen, mit denen 
wir im Notfall schnell Spekulationen ent­
gegentreten können. Aber wir brauchen 
auch einen politischen Konsens über 
neue Regeln.

Zählt dazu der Stabilitätskommissar 
mit seinen Durchgriffsrechten in nationa­
le Haushaltspolitik?

Vielleicht. Aber den starken politi­
schen Willen dafür sehe ich noch nicht.

Berlusconi hat in dieser Woche gesagt, 
niemals werde ein frem der Notstandsver­
walter in die Geschicke des stolzen L an­
des Italien eingreifen dürfen.

Wenn es eine europäische Institution 
ist, dann geht das. Unter unserer Verfas­
sung können und sollten wir Souveränität

„Wenn wir den EU-Vertrag 
ändern wollen, öffnen wir 
die Büchse der Pandora. 
Wollen wir uns in der Krise 
Referenden vorstellen?“

teilen. Was nicht geht, ist, dass ein oder 
zwei andere Länder über unser Land ur­
teilen oder gar bestimmen.

Verstehen Sie den Ärger vieler Deut­
scher, die vom Euro nicht mehr viel 
wissen wollen, auch weil die E Z B  ihre 
Unabhängigkeit verlor und Italien nicht 
wie versprochen seine Schulden gesenkt 
hat?

Ja, und ich weiß, dass die Kanzlerin des­
halb trotz ihrer ausgezeichneten Ergebnis­
se viele Wahlen verliert. Aber Politiker 
müssen eben mutig sein, und die Kanzle­
rin verteidigt Europa zu Recht.

Wo bleibt der italienische Mut?
Wir müssen unseren mutigen Einsatz 

vervielfältigen.

Wer zahlt, bestellt. Kommt je tz t das 
„deutsche Europa", das einst die briti­
sche Premierministerin Thatcher an die 
Wand malte, in dem Haushaltsdisziplin 
und Produktivität über alles gehen?

Deutschland hat den ihm zustehenden 
Platz in Europa zurecht inne. Was wäre 
Europa ohne die wichtige, starke deut­
sche Führung? Aber die Länder ergänzen 
sich. Deshalb muss man genauso fragen: 
Was wäre Europa ohne Italien? Denken 
Sie mal darüber nach.

In der Krise hat Deutschland versucht, 
m it Frankreich zu führen. Hätten Sie 
gern mehr davon gesehen?

Ich finde nicht, dass die Zusammen­
arbeit zwischen Deutschland und Frank­
reich in den vergangenen Monaten zu

abgestimmten Positionen geführt hat. 
Das ist das Problem! Ich bin eigentlich 
gegen Achsen, aber wenn Deutschland 
und Frankreich uns eine gute Richtung 
gewiesen hätten, wäre ich froh gewesen.

Konkret: Wollen S ie wie Deutschland, 
dass die E Z B  schnell aufhört, Staats­
schulden von Ländern wie Italien zu kau­
fen, oder sind Sie wie Frankreich fü r  
eine Fortsetzung der Käufe?

In dieser Diskussion gibt es gute Argu­
mente für die deutsche Haltung, mehr auf 
private als auf öffentliche Hilfe zu setzen. 
Frankreich mit seinem ernsten Banken­
problem sieht das natürlich anders.

Freuen Sie sich nicht jeden Morgen, 
dass Sarkozy sich fü r  das EZB-Kaufpro- 
gramm starkmacht?

Nein, die Unabhängigkeit der EZB soll­
te weiter gestärkt werden. Ich erwarte, 
dass Mario Draghi als deren Präsident 
dazu beitragen wird.

Ihr deutscher Kollege Westerwelle will 
innerhalb nur eines Jahres die EU-Ver- 
träge ändern. Ist das realistisch?

Die Frage ist, worum es überhaupt ge­
hen soll. Wenn wir den Vertrag ändern 
wollen, der vor knapp zwei Jahren in 
Kraft trat, öffnen wir die Büchse der Pan­
dora. Es mag in der Sache gute Gründe 
für eine Reform geben. Doch sind 27 Rati­
fizierungen in Zeiten wie diesen organi­
sierbar? Wollen wir uns vorstellen, dass 
ein oder mehr Mitgliedstaaten Referen­
den ansetzen? Würde es bei solchen Ab­
stimmungen um die tatsächlich veränder­
ten Absätze des Vertrags gehen oder um 
ganz Europa? Soll wirklich Irland schon 
wieder eine Volksabstimmung abhalten? 
Wollen Sie sich ein Referendum in Groß­
britannien vorstellen?

Was wäre in Italien los?
Auch hier möchte ich nicht garantie­

ren, dass ein Referendum nicht verstan­
den würde als Abstimmung über das Euro­
pa, das sich als unfähig erwiesen habe, 
die Krise zu bewältigen.

Was sieht Ihr Ausweg aus? Ohne Ver­
tragsänderungen gibt es keine tiegfreifen- 
den Stabilitätsreformen, zumindest kei­
nen Souveränitätstransfer.

Wir haben doch gerade Artikel 136 ge­
ändert, um den Europäischen Stabilitäts­
mechanismus einzuführen. Es gibt ja

schon die Möglichkeit, dass wir uns ver­
bindliche Regeln geben, die nur für die 17 
Euro-Staaten gelten. Warum verfolgen 
wir diesen Weg nicht weiter? Das geht 
schnell und braucht keine Ratifizierung. 
Hinzu kommt ja noch das Problem, dass 
wir nicht alle 27 Staaten bitten können, 
Änderungen mitzutragen, die nur die 17 
Euro-Staaten betreffen.

Werden die neuen Gipfel der 1 7 Eurolän­
der und deren künftiges Sekretariat 
nicht zwangsläufig dazu führen, dass 
sich die Spaltung der E U  vertieft, Stich­
wort Europa der zwei Geschwindigkei­
ten?

Die Forderung des britischen Premier­
ministers Cameron, von den Entscheidun­
gen nicht ausgeschlossen zu werden, ist be­
rechtigt -  aber Präsident Sarkozy hat sie ja 
brüsk zurückgewiesen. Was wir als Eurozo­
ne entscheiden, hat natürlich Folgen für 
die anderen zehn EU-Länder. Wenn wir 
über die Kapitalisierung unserer Banken 
reden, hat das Konsequenzen für die briti­
schen Banken. So viel Mühe müssen wir 
uns schon machen. Natürlich gibt es tech­
nische Fragen, die wir in der Eurozone lö­
sen müssen. Aber wenn unser Tün und 
Lassen sogar Folgen für China hat, wie 
könnte es dann nichts mit Großbritannien 
zu tun haben? Ansonsten ist klar: Die Eu­
rozone ist kein Omnibus, in den man ein- 
oder aus dem man aussteigt, wie es einem 
gerade passt. Über einen Ausschluss Grie­
chenlands hätte man nicht einmal nach- 
denken dürfen.

Frau M erkel hat das im Bundestag laut 
getan.. .

Ja, aber das war eine gefährliche Vor­
stellung.

Was ist schief gelaufen, dass viele M en­
schen dem europäischen Projekt so übel­
launig begegnen?

Das frage ich mich schon lange. Viele 
Menschen halten Europa für unfähig, auf 
ihre alltäglichen Bedürfnisse einzugehen. 
Wie viele Leute sind böse darüber, dass

„Was wäre Europa ohne die 
wichtige, starke deutsche 
Führung? Aber die Länder 
ergänzen sich. Deshalb muss 
man genauso fragen: Was 
wäre Europa ohne Italien?“

wir jedes Jahr 233 Millionen Euro für den 
monatlichen Umzug des Europäischen 
Parlaments von Brüssel nach Straßburg 
ausgeben? Die Leute halten es heute für 
selbstverständlich, dass sie im Schengen- 
Raum frei reisen können, aber beklagen 
sich über die andere Seite der Medaille: 
Wegen „Schengen“ kommen Kriminelle 
nach Europa oder illegale Einwanderer 
von Lampedusa nach Berlin.

In der Krise sagen viele Politiker trotz­
dem, je tzt brauchen wir „mehr Europa “. 
Wie passt das zum Zorn der Leute?

Wir brauchen neue politische Impulse. 
Unser Europa ist nicht mehr das von De 
Gasperi und Adenauer, auch nicht mehr 
das von Mitterrand und Kohl.

Ist der R u f nach mehr Europa nicht nur 
eine Flucht aus der Krise?

Nein, mehr Integration bedeutet für 
mich eine gemeinsame Außenpolitik 
oder auch die Schaffung europäischer 

t Ratingagenturen -  wir können uns doch 
nicht auf Fitch oder Moody’s verlassen! 
Ich vertraue Europa, aber ich kann nie­
mandem vertrauen, den ich nicht kenne.

Aus dieser Krisenwoche müssen die Ita ­
liener doch den Schluss gezogen haben, 
dass mehr Europa weniger Wohlfahrts­
staat bedeutet. . .

Wir müssen erklären, dass mehr Euro­
pa in diesem Fall bedeutet, die Bedürfnis­
se der jungen und der älteren Generatio­
nen durch eine Rentenreform in Einklang 
zu bringen. Die jungen Leute sollen ver­
stehen, dass sie dadurch eines Tages mehr 
bekommen, nicht weniger.

Mit dem italienischen Außenminister sprachen 
in Rom Klaus-Dieter Frankenberger, Tobias Piller 
und Andreas Ross.

„Italien ist verschuldet, aber die Italiener sind reich": Franco Frattini Foto Matthias Lüdecke

Jadranka Kosor

Ermittlungen 
gegen HDZ
kps. RIJEKA, 27. Oktober. Die kroati­
sche Staatsanwaltschaft ermittelt ge­
gen die regierende konservative HDZ 
wegen des Verdachts, sich aus Beste­
chungsgeldern finanziert zu haben. 
Das bestätigte Ministerpräsidentin Ja­
dranka Kosor am Donnerstag auf einer 
überraschend einberufenen Pressekon­
ferenz, an der alle Mitglieder der Par­
teiführung der HDZ teilnahmen. „Dies 
ist ein außeror­
dentlich schwie­
riger Augen­
blick im Leben 
unserer Partei“, 
sagte Frau Ko­
sor, „vielleicht 
die vorletzte Sta­
tion des Kreuz­
weges, dem wir 
unterzogen wur­
den, seit ich am 
1. Juli 2009 die 
Führung über­
nommen habe.“ Es sehe nun so aus, als 
sei der von ihr begonnene Kampf ge­
gen die Korruption ein Bumerang ge­
wesen, gleichwohl werde ihn die HDZ 
weiter führen.

Die Vermutung, die kroatische 
Staatsanwaltschaft werde die Ermitt­
lungen gegen einzelne HDZ-Mitglieder 
auf die gesamte Partei als Rechtsperson 
ausweiten, wurde in den vergangenen 
Monaten von den kroatischen Medien 
immer wieder vorgebracht. Dies hatte 
ihnen den Vorwurf eingebracht, sie 
führten eine Kampagne, um den 
Kampf der Ministerpräsidentin gegen 
die Korruption zu diskreditieren. An 
diesem Vorwurf hält Frau Kosor weiter 
fest; die Medien hätten ihrer Partei 
schweren Schaden zugefügt, weil sie 
sich auf ungenannte Quellen bezogen 
und gezielte Indiskretionen veröffent­
licht hätten, sagte sie am Donnerstag. 
Die Regierung werde herausfinden, 
wer die Medien mit Informationen ver­
sorgt habe. Zugleich erklärte sich Frau 
Kosor bereit, mit der Sonderbehörde 
für den Kampf gegen die Korruption 
und das organisierte Verbrechen (Us- 
kok) zusammenzuarbeiten. Obwohl die 
Ermittlungen der Partei kurz vor der 
Parlamentswahl im Dezember schade­
ten, sei sie zuversichtlich, dass die HDZ 
gestärkt aus der Affäre hervortreten 
werde. Wer immer in der Partei Schuld 
auf sich geladen habe, müsse dafür indi­
viduell zur Verantwortung gezogen wer­
den. Die HDZ bestehe aber darauf, 
dass auch die Skandale anderer Partei­
en untersucht würden.

Frau Kosor hatte nach dem Rücktritt 
Ivo Sanaders den Parteivorsitz und das 
Amt des Ministerpräsidenten übernom­
men. Sanader befindet sich in Zagreb 
in Untersuchungshaft. Frau Kosor hat­
te stets behauptet, von seinen illegalen 
Geschäften nichts gewusst zu haben. 
Die Hypothese einer von der HDZ-Füh- 
rung abgeschotteten Parallelstruktur, 
die allein Sanader verpflichtet gewesen 
sei, geriet jedoch durch die Aussagen 
der im Juli verhafteten früheren HDZ- 
Buchhalterin Branka Pavosevic ins 
Wanken. Frau Pavosevic gab an, die Par­
teiführung sei über die Finanzierung 
der HDZ aus Bestechungsgeldern sehr 
wohl informiert gewesen. Auch die 
Wahlkampagne von Frau Kosorbei den 
Präsidentenwahlen 2005 sei aus der 
schwarzen Kasse finanziert worden. 
(Kommentar Seite 10.)

Stichwahl in 
Bulgarien
SOFIA, 27. Oktober (dpa). Bulgarien 
entscheidet an diesem Sonntag in ei­
ner Stichwahl über den neuen Staats­
präsidenten. Das bestätigte die Zentra­
le Wahlkommission (ZIK) am Don­
nerstag in Sofia, nachdem alle Stimm­
zettel aus der ersten Wahlrunde vom 
23. Oktober ausgezählt wurden. Antre­
ten sollen die beiden bestplazierten Be­
werber: der bürgerliche Regierungskan­
didat Rossen Plewneliew und der sozia­
listische frühere Außenminister Iwajlo 
Kalfin. Plewneliew erhielt im ersten 
Wahlgang 40,1 Prozent der Stimmen, 
Kalfin kam auf 28,9 Prozent. An vielen 
Orten wird es am Sonntag auch Stich­
wahlen für die Bürgermeister geben. 
Wegen der chaotischen Zustände beim 
Auszählen hatte sich die Bekanntgabe 
des Endergebnisses verzögert. Opposi­
tionspolitiker hatten deshalb gedroht, 
die Wahl wegen der vielen Hinweise 
auf Missstände füj ungültig erklären zu 
lassen.

JranifurterJUlgemeine
Frankfurter Zeitung 
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Auf ein Neues

D ie Krönung des deutschen Bemü­
hens, Haushaltdisziplin als Leit­

motiv der Währungsunion zu veran­
kern, soll eine Vertragsreform sein. 
Selbst wenn die Regierung genügend 
Mitstreiter fände, so scheiden sich beim 
Thema Vertragsänderung die Geister. 
Da ist einmal die bittere Erfahrung mit 
der jüngsten Reform: Sie hat quälend 
lange gedauert und die Kluft zwischen 
Bürgern und politischer Klasse nicht 
verringert. Als der Verfassungsvertrag 
in Frankreich und in den Niederlanden 
scheiterte, war der „Akzeptanz­
schwund“ offensichtlich. Es dürfte 
mehr als nur ein Kommunikationspro­
blem sein, die von der Krise verunsi­
cherten Wähler mit der EU zu versöh­
nen, nicht zuletzt in den Ländern mit 
obligatorischem Referendum. Der an­
dere Punkt betrifft das Büchse-der-Pan- 
dora-Syndrom. Sollte Berlin einen 
Haushaltszar installieren wollen, ver­
langte London die Repatriierung von 
Kompetenzen. Die Sache wäre also kon­
trovers und langwierig. Eine vereinfach­
te Vertragsreform wiederum dürfte 
nicht zu dem Maß an Haushaltsaufsicht 
führen, das der Bundesregierung vor­
schwebt. K.F.

Bitte kein Kehrreim

W elchen Reim man sich darauf zu 
machen hat, dass nicht nur ein 

ehemaliger Regierungschef und seine 
Clique der Korruption dringend ver­
dächtig sind, sondern seine gesamte, 
immer noch regierende Partei -  dar­
über müssen die kroatischen Bürger be­
finden. Eine andere Sache ist es, dass 
die dieser Partei angehörende Minister­
präsidentin das Eintrittsbillet zur EU 
nicht zuletzt wegen ihres Kampfes ge­
gen die Korruption in Kroatien erhal­
ten hatte -  darauf muss sich nun die EU 
einen Reim machen, obwohl sie gerade 
andere Sorgen hat. Sie sollte das The­
ma schon deshalb ernst nehmen, weil 
das Kapitel „EU-Erweiterungen und 
ihre Folgen“ auf der Sorgenliste vieler 
Bürger der alten EU-Staaten weit oben 
steht. Heute behaupten viele Politiker, 
sie hätten, wären sie schon oder noch 
an der Macht gewesen, Griechenland 
den Beitritt zur Währungsunion ver­
wehrt. Andere bedauern, dass Bulga­
rien und Rumänien aufgenommen wur­
den, ohne dass sie rechtsstaatliche Stan­
dards auch nur annähernd erfüllt hät­
ten. Man sollte deshalb auch in Kroa­
tien noch einmal genauer hinsehen, be­
vor es zu spät ist. Nm.

Ein Wort

A m Anfang war das Wort -  die ers­
ten Worte des Johannesevangeli­

ums sind das Motto der Kampagne für 
das Reformationsjubiläum 2017. Dass 
man dafür vor drei Jahren gleich eine 
Lutherdekade ausgerufen hat, mag 
mancher eher belustigt zur Kenntnis 
genommen haben. Bei nüchterner Be­
trachtung wird man allerdings nicht be­
streiten können, dass diese Fünfhun­
dertjahrfeier etwas anderes ist als ein 
Dichter-, Komponisten- oder Denker- 
Jubiläum. Ohne Kenntnisse des von 
Martin Luther angezettelten religiösen 
Umbruchs mit seinen vielfältigen, oft 
subtilen Wirkungen auf Politik, Musik, 
Kunst, Bildung und Wissenschaft wird 
einem mindestens die deutsche Ge­
schichte unverständlich bleiben. Die 
35 Millionen Euro, die der Bund für 
das Jubiläum zugesagt hat, sind des­
halb nicht zu viel -  zumal auch er profi­
tiert, wenn so die einzigartige Kultur­
landschaft in Sachsen-Anhalt und Thü­
ringen in Szene gesetzt wird. Für die 
Kirche werden allerdings nicht sanier­
te Bauten oder die Masse der Besucher 
entscheidend sein. Für sie zählt am 
Ende zählt nur das Wort, das am An­
fang bei Gott war. bin.

Königliches Experiment
Nach Tunesien wählt Marokko -  erstmals nach der Verfassungsreform / Von Leo Wieland

MADRID, im Oktober
Das Königreich Marokko ist nach Tune­

sien der nächste Maghreb-Staat, in dem ge­
wählt wird: am 25. November. Auch dort 
könnte eine gemäßigt islamistische Partei 
diesmal die wirklich stärkste Partei wer­
den und den nächsten Ministerpräsiden­
ten stellen. Die „Partei für Gerechtigkeit 
und Entwicklung“ war schon bei der letz­
ten Abstimmung im Jahr 2007 beim Stim­
menanteil am erfolgreichsten. Der Zu­
schnitt der Wahlkreise bescherte indes der 
lupenrein „königstreuen“ Istiqlal-Partei 
die meisten Parlamentsmandate.

Die vorgezogene Abstimmung -  der re­
guläre Termin wäre erst im Jahr 2012 ge­
wesen -  ist nun der erste Test nach der 
jüngsten Verfassungsreform und damit 
auch eine Probe auf den demokratischen 
Veränderungswillen von König Moham­
med VI. Sie wird außerdem zeigen, ob die 
Marokkaner, die zu fast zwei Dritteln dem 
letzten Urnengang ferngeblieben waren, 
diesmal motivierter sind und sich stärker 
mobilisieren lassen.

Für das geographisch und politisch 
„westlichste“ Land, des Maghreb war das 
Jahr der „Arabellion“ ebenfalls turbulent. 
Gleichwohl erwies sich die alte Monar­
chie unter dem populären jungen König 
als erheblich widerstandsfähiger als die 
Despotien im benachbarten Tunesien 
oder gar Libyen. In Tunis musste erst Präsi­
dent Ben Ali weichen. In Tripolis verlor 
hernach Oberst Gaddafi die Macht und 
das Leben.

Als sich im Winter in Marokko die „Be­
wegung 20. Februar“ aus jugendlichen 
Arbeitslosen, Studenten und Internet-Ak­
tivisten ein Beispiel an der tunesischen 
„Jasmin-Revolution“ nahmen und landes­
weit Kundgebungen für mehr Demokra­
tie, weniger Korruption und mehr Ar­
beitsplätze und Chancen organisierten, 
reagierte Mohammed VI. auf verschiede­
nen Ebenen. Zunächst versuchte er, den 
sozialen Frieden zu erkaufen, indem er 
die Gehälter der Staatsangestellten, die 
Renten und die Mindestlöhne in der Pri­
vatwirtschaft erhöhte, Lebensmittel und 
Brennstoff subventionierte und damit 
ein unvorhergesehenes Loch im Staats­
haushalt riskierte.

Als nächsten Schritt gab er dann im 
März eine Verfassungsreform in Auftrag, 
die zwar seine unangefochtene Stellung 
als „oberster Schiedsrichter“ in allen Fra­

gen der Politik, Justiz, Wirtschaft und Re­
ligion erhalten, aber doch mehr Gewal­
tenteilung zugunsten der Regierung und 
des Parlaments bringen sollte. Am 1. Juli 
wurde darüber per Referendum abge­
stimmt. Mit 98,5 Prozent Jastimmen hie­
ßen die nur in Maßen teilnehmenden Ma­
rokkaner das Projekt des Monarchen gut.

Kernstücke der Verfassung sind neben 
einer Verankerung der Menschenrechte 
die Gleichberechtigung zwischen Män­
nern und Frauen, die Anerkennung der 
Berbersprache als gleichberechtigt ne­

ben dem Arabischen, eine Stärkung der 
Unabhängigkeit der Justiz und vor allem 
der Figur des Ministerpräsidenten. Er 
soll künftig nicht, wie bisher, vom König 
nach persönlichem Gutdünken ernannt 
werden, sondern aus der stärksten politi­
schen Partei hervorgehen. Er soll im Ein­
vernehmen mit dem König das Parla­
ment auflösen, Minister, Gouverneure 
und Botschafter ernennen und entlassen 
und Neuwahlen ansetzen können. Würde 
also die Partei für Gerechtigkeit und Ent­
wicklung im November gewinnen, wäre 
Mohammed VI. unter einem selbstgesetz­
ten Zugzwang.

Der König ist in der neuen Verfassung, 
an deren Diskussion und Volksabstim­

mung sich die „Bewegung 20. Februar“ 
nicht beteiligte, weil ihr die Reformen 
nicht weit genug gingen, nicht mehr als 
„heilig“, aber immer noch als „Beherr­
scher der Gläubigen“ definiert. Damit 
bleibt er in allen Religionsfragen die 
höchste Autorität. In seinem zwölften 
Jahr auf dem Thron hat er sich nun aber 
auf mehr Mitsprache in einem System 
eingelassen, dass tendenziell Schritte hin 
zu der ersten konstitutionellen Monar­
chie in der arabischen Welt zu tun ver­
spricht.

Im Artikel 1 heißt es sogar, dass Marok­
ko schon eine konstitutionelle, demokra­
tische, parlamentarische und soziale 
Monarchie sei. Im Gegensatz etwa zu eu­
ropäischen Ländern wie Spanien oder 
Großbritannien, wo die Krone „herrscht, 
aber nicht regiert“, ist Mohammed VI. - 
er ist auch der größte Unternehmer und 
reichste Mann im Staat -  noch immer die 
Schlüsselfigur beim Regieren wie beim 
Investieren.

Der größte Rückschlag des Jahres war 
abermals der Terrorismus. Am 28. April 
zündeten auf dem Platz der Gaukler in 
Marrakesch mutmaßliche Al-Qaida-Ex- 
tremisten eine Bombe, die siebzehn Men­
schen, darunter ausländische Touristen,

das Leben kostete. Das schadete dem An­
sehen des Landes und zeitweilig sowohl 
dem Tourismus, der eine der Hauptein­
nahmequellen Marokkos ist, als auch den 
Öffnungsbemühungen des Königs. Inzwi­
schen scheinen sich die wirtschaftlichen 
Einbußen aber in Grenzen zu halten. 
Und der König, der während seines ers­
ten Jahrzehnts schon andere wichtige Re­
formen, darunter des Familienrechts und 
der Rechte der Frauen gegen den Wider­
stand seiner „Bärtigen“, durchgesetzt 
hat, hielt den Kurs.

Nur vier Wochen nach dem Verfas­
sungsreferendum kündigte er die vorge­
zogenen Parlamentswahlen mit der Be­
gründung an, dass sie „in einem gesun­
den politischen Klima, das dem neuen 
Marokko würdig ist“, einfach notwendig 
seien.

Zuvor hatte er sich darauf in Konsulta­
tionen mit den rund zwanzig politischen 
Parteien verständigt, die nun im Wettbe­
werb sind. Die „Bewegung 20. Februar“ 
und ihr Verhalten ist noch die große Un­
bekannte in der Gleichung. Mohammed 
VI. wird nicht müde, sie mit immer neu­
en Appellen zur Mitarbeit in den Institu­
tionen aufzufordern. Der Druck von ih­
rer Seite auf den König scheint, trotz spo­
radischer Demonstrationen, geringer ge­
worden zu sein, weil der Rückhalt für die 
außerparlamentarische Opposition in 
der Bewegung ebenfalls ziemlich schmal 
erscheint.

Die marokkanischen „Empörten“ ha­
ben trotzdem stichhaltige Argumente, 
vor allem wenn sie anprangern, dass in 
einem so jungen Land wie Marokko (48 
Prozent der 33 Millionen Einwohner sind 
unter 25 Jahren) rund ein Fünftel der 
Jugendlichen ohne Arbeit sei. Dies ist 
zwar ein besserer Durchschnitt als etwa 
in Algerien, Libyen oder Tunesien. Aber 
Marokko bleibt vorerst im Maghreb- 
Quintett -  nach Mauretanien -  das ärms­
te Land, obwohl sich das W irtschafts­
wachstum der letzten Jahre, die Investi­
tionen in die Infrastruktur und der neue 
regionale Ausgleich für lange benachtei­
ligte Gebiete sehen lassen können. So 
wird am 20. November stellvertretend 
auch über die Leistungsbilanz des Königs 
und die Defizite der Nation abgestimmt 
werden.

Mohammed VI. gibt beim Verfassungsreferendum seine Stimme ab. Foto dapd

Fremde Federn: Beate Merk

Ein internetfähiges Porno graphie Strafrecht
W issen Sie, was ein Browser- 

Cache ist? Was beim Internet­
surfen auf der Festplatte ge­

schieht? Oder welchen Weg Daten aus 
dem Netz durch den Arbeitsspeicher des 
Computers nehmen? Ein erfahrener 
Computernutzer kann dies alles aus dem 
Effeff erklären. Wenn er denn will und 
sich nicht dumm stellt. Dass aber genau 
dies -  die angebliche Ahnungslosigkeit -  
durchaus von Vorteil sein kann, hat ein 
Angeklagter in einem Strafverfahren be­
wiesen, in dem das Oberlandesgericht 
Hamburg im vergangenen Jahr ein viel­
beachtetes Revisionsurteil sprach: Sein 
vorgeblicher Laienstatus brachte ihm 
den Freispruch, wenn auch nur in erster 
Instanz.

„Unwissenheit schützt vor Strafe 
nicht“, sagt man. Für eine Geschwindig­
keitsüberschreitung muss sich doch auch 
nur der verantworten, der nicht weiß, 
wie ein Ottomotor funktioniert. Im Ham­
burger Verfahren war das anders: Dort 
hat eine Verurteilung offenbar gehobe­
ne technische Kenntnisse vorausgesetzt. 
Zu der Frage, wem solche zuzutrauen 
sind, hat das Gericht sogar eigens einen 
Sachverständigen gehört. Um was für ei­
nen Tatvorwurf ging es in diesem Verfah­
ren? Phishing? Skimming? Computersa­
botage? Die Antwort überrascht: Verur­
teilt werden sollte der Angeklagte an­
hand eines Straftatbestands, der keines­
wegs einen Akt kybernetischer Raffines­
se umschreibt, sondern einen unmittel­
bar greifbaren Vorgang: Den Besitz von 
Kinderpornographie.

Um das zu verstehen, muss man die 
Entwicklung des Pornographiestraf­
rechts nachzeichnen. Im Fokus stand an­
fangs der Verkauf von Fotos unter dem 
Ladentisch. Vor zwei Jahrzehnten wan­
delte sich der Pornographiemarkt radi­
kal und erlebte enormen Zuwachs. 
Grund dafür waren die Möglichkeiten, 
die das neue Medium des Videofilms 
bot. Der Gesetzgeber hat darauf mit 
zwei Maßnahmen reagiert: Zum einen 
wurde 1993 neben der Verbreitung auch 
der bloße Besitz des Materials unter Stra­
fe gestellt -  schließlich ist es mit der Vi­
deotechnik problemlos zu vervielfälti­
gen. Bestraft wird heute daher bereits, 
„wer.es unternimmt, sich den Besitz von 
kinderpornographischen Schriften zu 
verschaffen“. Zum anderen wurde 1997 
der Kreis der erfassten Tatobjekte erwei­
tert. Als „Schrift“ gilt allgemein eine 
durch Augen oder Tastsinn wahrnehm­
bare Verkörperung von Gedankeninhal­
ten. Elektromagnetische Speicherungen 
sind aber jederzeit löschbar und zudem 
nur mittels technischer Geräte sinnlich 
zu erfassen. Sie lassen sich also nicht 
ohne weiteres als eine solche Verkörpe­
rung bezeichnen. Deshalb hat der Ge­
setzgeber im Strafgesetzbuch den Schrif­
ten den Begriff des „Datenspeichers“ 
gleichgestellt; eine Änderung, mit der 
man sich für alle EDV-Sachverhalte ge­
wappnet fühlte.

Obwohl diese letzte Anpassung nicht 
lange zurückliegt, hat sich die Welt seit­
her abermals radikal verändert und

stellt das Pornographiestrafrecht vor 
neue Herausforderungen. Kaum ein pä­
dophiler Täter agiert noch mit altherge­
brachten Foto- oder Videosammlungen. 
Bezogen wird Kinderpornographie heu­
te aus dem Internet. Das Material ge­
langt also nicht mehr auf physischen Trä­
germaterialien in die Wohnung des Tä­
ters, sondern wird dorthin über ein Da­
tennetz übertragen. Es wird oft auch 
nicht mehr auf Festplatte oder CD ge­
speichert, sondern in jedem Bedarfsfall 
einfach wieder über das Netz abgerufen. 
Wo bleibt bei solchem Vorgehen der „Da­
tenspeicher“? Und kann man das, was 
nur auf dem Monitor sichtbar ist, wirk­
lich „besitzen“, das heißt eine gegen­
ständliche Verfügungsmacht darüber 
aüsüben?

Unser Strafrecht wird streng begrenzt 
durch den Wortlaut seiner Tatbestände. 
Ein Täter mag noch so sehr unmittelba­
ren Zugriff auf Pornographie erlangen -  
solange er nicht zugleich Besitz an ei­
nem Datenspeicher erlangt, bleibt er 
straflos. Die deutschen Gerichte haben 
dieses Dilemma früh erkannt und das ih­
nen Mögliche getan: Es wurde unter an­
derem entschieden, dass schon die auto­
matische Festplattenspeicherung von In­
ternetseiten durch den Browser-Cache 
und sogar der Datendurchlauf im Ar­
beitsspeicher den Begriff des „Daten­
speichers“ erfüllt. Es bleibt aber die 
Pflicht, dem Täter nachzuweisen, dass er 
gewusst hat, was beim Surfen in den 
Speichern seines PC geschieht -  was der

Angeklagte im Hamburger Fall fast er­
folgreich verneint hatte. Erst das Ober­
landesgericht hat schon das gezielte Be­
trachten einer Bilddatei im Internet un­
ter -  offenbar unterstellter -  Kenntnis 
der Speicherung im Arbeitsspeicher für 
die Strafbarkeit genügen lassen.

Aber kann es angehen, dass der Ge­
setzgeber die Gerichte mit der Klärung 
computertechnischer Einzelheiten be­
schäftigt in Verfahren, in denen es 
schlicht um Pornographie geht? Kinder­
pornographie ist dokumentierter Kindes­
missbrauch. Kinder werden eigens zu 
dem Zweck gequält, ihr Leiden filmen 
und vermarkten zu können. Das ist ein 
Verbrechen an Leib und Seele! Die Ab­
satzchancen des Internets steigern die 
Nachfrage, die Nachfrage steigert die 
Herstellung solcher ekelhaften Produk­
te. Das deutsche Strafrecht mit seinen 
Vorstellungen von einer analogen Welt 
läuft dieser Entwicklung hinterher. Der 
Gesetzgeber muss es deshalb der digita­
len Realität anpassen. Wir müssen die 
richtigen Worte dafür finden, was verbo­
ten oder erlaubt ist. Nutzen wir die ge­
plante EU-Richtlinie zum Kindesmiss- 
brauch/zur Kinderpornographie, um 
auch im Strafrecht in der Cybertime an­
zukommen. Wenn sich unser Strafrecht 
nicht mehr um das Leiden von Kindern 
kümmert, sondern um die Funktion des 
Browser-Cache, dann hat es eines bitter 
nötig: das nächste Update.
Oie Verfasserin ist bayerische Justizministerin 
und stellvertretende Vorsitzende der CSU.

Josef A C K E R M A N N  Foto Wolfgang Eximes

Für alle Fälle
Für einen Bankmanager kann Josef 
Ackermann sehr staatstragend spre­
chen. „Wir sind sehr zufrieden mit der 
erreichten Einigung“, sagte Acker­
mann am Donnerstag über die Be­
schlüsse des EU-Gipfeltreffens in Brüs­
sel. „Alle Parteien haben anerkannt, 
dass nicht nur die Zukunft Griechen­
lands, sondern auch die Zukunft Euro­
pas auf dem Spiel stand.“ Ackermann 
war in den vergangenen Wochen weni­
ger als Vorstandsvorsitzender der Deut­
schen Bank gefordert, sondern als v  
sitzender des internationalen Bam. 
verbands IIF. In dieser Funktion hatte 
Ackermann vor einigen Monaten mit 
der Politik über einen bescheidenen 
Beitrag der Banken zur Entschuldung 
Griechenlands verhandelt. Ursprüng­
lich hatten die Banken keine Bereit­
schaft gezeigt, auf einen Teil ihrer For­
derungen gegenüber dem hoch ver­
schuldeten Griechenland zu verzich­
ten. Als Ackermann einem ersten Ver­
zicht der Banken auf 21 Prozent ihrer 
Forderungen zustimmte, ließ er erken­
nen, dass er dies gegen seine innere 
Überzeugung als Banker, qber aus 
Staatsräson getan hatte.

Das war vor wenigen Monaten. Nun­
mehr haben die Banken unter schwe­
rem Druck der Politik, aber offiziell im­
mer noch freiwillig, einem Verzicht 
von 50 Prozent ihrer Forderungen zuge­
stimmt. Der wandlungsfähige Acker­
mann spricht von einem „befriedigen­
den Kompromiss“. Spätestens mit dem 
Ausbruch der Krise ist der Schweizer
aus Sicht der Politik zu einem „Mann 
für alle Fälle“, zu einem Ratgeber eben­
so wie zu einem Verhandlungspartner 
geworden. Ackermann genießt seine 
internationale Bedeutung sichtlich, 
auch wenn er nicht verhindern konnte, 
dass die Politik in den vergangenen Wo­
chen ihren früheren Schulterschluss 
mit den Banken lockerte und eine grö­
ßere Distanz zeigte. Die Zeiten, in de­
nen diö Banken die Politik unter Druck 
setzen konnten, scheinen vorüber. 
Ackermann hat dies wohl erkannt.

Im Hauptberuf ist der Schweizer im­
mer noch Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Bank, die er im Mai kom­
menden Jahres in guter Form seinen 
Nachfolgern Anshu Jain und Jürgen Fit 
sehen übergeben will. Dazu gehört ein 
Verzicht auf jegliche Form von Staats­
hilfen, auf die seine Bank aus heutiger 
Sicht wohl auch verzichten kann. Die 
Deutsche Bank hat in den vergange­
nen Monaten wie viele ihrer Konkur­
rentinnen unter der Flaute an den Ka­
pitalmärkten gelitten, aber erst vor we­
nigen Tagen ein unerwartet gutes Er­
gebnis für das dritte Quartal vorgelegt. 
Das von Ackermann lange Zeit vorge­
gebene Ziel eines Jahresgewinns - 
Steuern von zehn Milliarden E. 
musste allerdings auf gegeben werden.

Ackermann, Jahrgang 1948, führt 
die Deutsche Bank seit fast zehn Jah­
ren. Unzweifelhaft hat die Bank dem 
Schweizer, der sie insgesamt sehr gut, 
wenn auch nicht fehlerlos geleitet hat, 
viel zu verdanken. Umgekehrt hat die 
exponierte Rolle der Deutschen Bank 
Ackermann erlaubt, in der nationalen 
und internationalen Politik mitzumi­
schen. Wie seine Bilanz auf diesem, für 
einen Bankmanager schwierigen und 
gefährlichen Gebiet abschließt, ist 
nicht leicht einzuschätzen.

GERALD BRAUNBERGER
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Die meisten Banken wollen Staatshilfe vermeiden
Deutsche und französische Institute möchten Kapitalbedarf aus eigener Kraft decken / Aufseher warnen vor Kreditklemme
ham./maf. FRANKFURT, 27. Oktober. 
Die großen europäischen Banken wollen 
auf Kapitalerhöhungen und Staatshilfen 
verzichten, um die schärferen Eigenkapi­
talanforderungen der Europäischen Ban­
kenaufsicht (EBA) zu erfüllen. Doch Ge­
wissheit herrschte am Donnerstag dar­
über nicht, denn die Ergebnisse des in 70 
Instituten durchgeführten „Blitz-Stress- 
tests“ sind vorläufig. Der festgestellte Ka-

„Lassen Sie es mich ganz deut­
lich sagen: Es geht nicht um Um­
schuldung, das ist kein Thema, 
und davon redet niemand, der 
in der Regierung ein Amt hat." 
Wolfgang Schäuble, am 27. April 2010

pitalbedarf von 106 Milliarden Euro be­
zieht sich auf die Marktwerte europäi­
scher Staatsanleihen Ende Juni. Im No­
vember erst will die EBA endgültige Zah­
len auf Basis Ende September veröffentli­
chen.

Die vorläufigen Einzelergebnisse ha­
ben einige Banken veröffentlicht. Die 
EBA nannte nur den gesamten Kapitalbe­
darf auf Länderebene: Die deutschen 
Banken schnitten mit einem Kapitalbe­
darf von 5,2 Milliarden Euro besser ab 
als die vier französischen Wettbewerber,

Die Nacht von Brüssel
Mittwoch, 14.44 Uhr: Der Bundestag 
stimmt über die „Stärkung“ des Euro-Ret­
tungsfonds EFSF ab. Unmittelbar danach 
verlässt .Angela Merkel den Bundestag. 
Ihr Abflug nach Brüssel steht bevor.
16.45 Uhr: Merkel kommt in Brüssel an. 
„Wir haben noch eine ganze Reihe von 
Problemen zu lösen“, sagt sie und ver­
schwindet in die Vorbesprechungen.
17.24 Uhr: Nicolas Sarkozy fährt vor. 
Der französische Präsident geht sofort ins 
Ratsgebäude.
17.30 Uhr: Griechenlands Regierungs­
chef Giorgos Papandreou steigt aus sei­
ner grauen Limousine. Er spricht von eu­
ropäischen Idealen: Kooperation der Län­
der, sozialer Zusammenhalt und Solidari­
tät ohne Vorurteile.
17.52 Uhr: Silvio Berlusconi ist da. Der 
italienische Ministerpräsident schält sich 
aus dem Rücksitz seiner blauen Limousi­
ne. Er lächelt gequält.
18.08 Uhr: Merkel schüttelt Hände, be­
grüßt ihre Kollegen.
18.14 Uhr: Der EU-Ratspräsident Her- 
man van Rompuy eröffnet die Sitzung 
der 27 EU-Mitgliedstaaten.
19.35 Uhr: Die große Runde ist zu Ende. 
Die zehn Nicht-Euro-Länder verabschie­
den sich und überlassen den 17 Euro- 
Staaten das Feld.
20.03 Uhr: Fredrik Reinfeldt, Schwedens 
Regierungschef, sagt: „Ich glaube nicht, 
dass es heute Nacht eine endgültige Lö­
sung geben wird.“
20.48 Uhr: Das Treffen der Eurogruppe 
beginnt.
22.18 Uhr: Arbeitsessen
23.15 Uhr: Pause. Die Gespräche sollen 
Mitternacht fortgesetzt werden. 
Donnerstag, 0.00 Uhr: Merkel, Sarkozy 
und Juncker schalten sich in die Verhand­
lungen mit den Banken und Versicherern 
ein. Sie versuchen, die Finanzinstitute 
von einem möglichst hohen Schulden­
schnitt für Griechenland zu überzeugen. 
0.39 Uhr: Nach vier Stunden Verhandeln 
verbreiten sich Neuigkeiten: Auf die gi­
gantische Summe von 1 Billion Euro als 
Hebel-Resultat haben sich die Staats­
und Regierungschefs geeinigt.
0.44 Uhr: Das Gipfeltreffen wird unter­
brochen: Merkel, Sarkozy und IWF-Che- 
fin Christine Lagarde haben sich mit Rats­
präsident Van Rompuy in dessen Büro zu­
rückgezogen und verhandeln mit Banken 
und Papandreou. Für die Banken ist 
Charles Dallara vom Institute of Interna­
tional Finance (IIF) vertreten.
1 Uhr: Berlusconi meldet nach Rom, Mer­
kel habe sich bei ihm für ihr Verhalten 
beim letzten Gipfeltreffen entschuldigt.
1.30 Uhr: Das Treffen wird fortgesetzt. 
2.14 Uhr: Die Verhandlungen mit den 
Banken stocken. Deutschland droht an­
geblich damit, einen Schuldenschnitt für j 
Griechenland notfalls auch zu erzwin­
gen. Frankreich, der IWF und die EZB 
sind strikt dagegen.
2.45 Uhr: Die Pendeldiplomatie zwi­
schen Bankenvertretern und Staats- und 
Regierungschefs geht weiter.
3.20 Uhr: Gerüchte über den Abschluss 
der Verhandlungen machen die Runde.
3.23 Uhr: Einigung! Private Gläubiger 
wie Banken und Versicherer verzichten 
auf 50 Prozent ihrer Forderungen an 
Griechenland, das berichteten die Diplo­
maten beim Euro-Gipfel.
4.00 Uhr: Merkel vor der Presse: „Ich bin 
sehr zufrieden mit den Ergebnissen.“
4.23 Uhr: Sarkozy reist ab.
4.31 Uhr: Merkel sitzt in ihrer Limousi­
ne. Feierabend. dpa/hmk.

die 8,8 Milliarden Euro benötigen. Die 
spanischen Banken haben einen Kapital­
bedarf von 26,2 Milliarden Euro und die 
italienischen von 14,8 Milliarden Euro. 
In Aufsichts- und Bankenkreisen heißt 
es, dass der Bedarf den griechischen 
Schuldenschnitt von 50 Prozent berück­
sichtigt, weil die Anleihen schon Ende 
Juni nur mit der Hälfte ihres Nennwertes 
gehandelt wurden. Die privaten Gläubi­
ger sollen auf Forderungen von insge­
samt 100 Milliarden Euro verzichten.

Der ermittelte Kapitalbedarf ergibt 
sich aus den Marktwerten europäischer 
Staatsanleihen und der bis Ende Juni 
2012 vorgegeben harten Kernkapitalquo­
te (Core Tier 1) von 9 Prozent. Diese 
Kennziffer setzt das bei Verlusten sofort 
haftende Kernkapital (in der Regel Ak­
tien und Gewinnrücklagen) zu den risiko­
gewichteten Vermögenswerten wie Kre­
diten oder Wertpapieren ins Verhältnis. 
Bis zum Jahresende müssen die Banken 
den nationalen Aufsichtsbehörden Pläne 
darüber vorlegen, wie sie die geforderte 
Kapitalquote erreichen wollen. Die meis­
ten europäischen Banken wollen Gewin­
ne einbehalten und Risikoaktiva abbau­
en. Bevor Staatshilfe in Anspruch genom­
men wird, müssen die Banken nach den 
EBA-Vorgaben zuerst Dividende und 
Boni streichen.

Vor allem der Abbau von Risikoaktiva 
zur Freisetzung von Kapital beunruhigt 
die Aufseher. Das österreichische EZB- 
Ratsmitglied Ewald Nowotny warnte 
diesbezüglich vor einer Kreditklemme. 
„Wir müssen sehr aufpassen, dass es 
nicht dazu kommt“, sagte er am Donners­
tag in einem Radiointerview. „Die Termi­
ne sind sehr kurz. Das wird nicht einfach 
sein, wenn man sich ansieht, wie die Ka­
pitalmärkte derzeit aussehen.“ Die erste 
von der EBA nahegelegte Möglichkeit, 
sich Kapital bei privaten Investoren zu

enn./ham. BERLIN/FRANKFURT, 27. 
Oktober. Im Zuge ihrer Bemühungen, 
Griechenland vor einer Insolvenz zu be­
wahren, haben die Staaten der Euro­
zone in der Brüsseler Gipfel-Nacht die 
Hilfen weiter aufgestockt. Die Kosten 
für das zweite Griechenland-Paket betra­
gen durch die Entscheidung über einen 
Schuldenerlass und die bevorstehende 
Umtauschaktion für griechische Staats­
anleihen nun voraussichtlich 130 Milliar­
den Euro. 30 Milliarden davon sind der 
Betrag, den die Euro-Länder zusätzlich 
aufbringen wollen, um den mit den Ban­
kenvertretern vereinbarten Schulden­
schnitt durch öffentliche Garantien ab­
zusichern.

Der Schuldenerlass wird die privaten 
Gläubiger wie Banken, Versicherungen 
und Pensionsfonds rund 100 Milliarden 
Euro kosten, wenn sie sich -  wie von 
den Staats- und Regierungschefs erhofft 
-  umfassend beteiligen. Damit sie frei­
willig auf die Hälfte ihrer Forderungen 
verzichten, stellen die Euro-Staaten als

Die politische Führung Frankreichs hat 
am Donnerstag den entscheidenden Ein­
fluss von Präsident Nicolas Sarkozy auf 
die Beschlüsse des Brüsseler Gipfels her­
ausgestrichen. „Sarkozy hat Europa auf 
den Weg der Verantwortung geführt“, 
sagte der französische Finanzminister 
François Baroin in einem Radio-Inter-

„Eine Umschuldung griechischer 
Verbindlichkeiten ist absolut 
ausgeschlossen."
Christine Lagarde, damals französische 
Finanzministerin und heutige IWF-Chefin, 
am 11. Mai 2011. * I

■ view. In Regierungskreisen wurde be­
tont, welche Maßnahmen Frankreich

I durchgesetzt habe: So werde der europäi­
sche Rettungsfonds EFSF „gehebelt“. Da­
durch könne er sein Rettungsvolumen 
nicht nur auf 1000 Milliarden Euro, son- 
dern maximal auf 1400 Milharden Euro 
ausweiten, hieß es im Finanzministeri­
um. Wichtig sei auch, dass der künftige 
Präsident der Europäischen Zentralbank, 
Mario Draghi, den weiteren Aufkauf von

beschaffen, will bislang kein Institut nut­
zen, auch wenn am Donnerstag die Bank­
aktien in Reaktion auf die Beschlüsse des 
EU-Gipfels haussierten.

Jedoch müssen Banken, die wie die 
deutschen Landesbanken staatliche Ei­
gentümer haben oder schon verstaatlicht 
wurden, auf den Steuerzahler zurückgrei­
fen. Griechenlands Ministerpräsident Pa­
pandreou erwartet die Teilverstaatli-

„Es ist eben klar, dass wir eine 
solche Ausweitung (des 
Rettungsfonds EFSF über einen 
Hebel, d. Red.) nicht wollen."
FDP-Chef und Bundeswirtschaftsminister 
Philipp Rösler am 29. September 2011

chung einiger Banken des Landes, deren 
Kapitalbedarf auf Basis des neuen Hilfs­
pakets über 130 Milliarden Euro mit 30 
Milliarden angenommen wird.

Von den 13 getesteten deutschen Ban­
ken weisen dem Vernehmen nach vier 
eine Kapitallücke auf: Die Commerz­
bank teilte einen Kapitalbedarf von 2,9 
Milliarden Euro mit, die Nord LB von 
660 Millionen und die Landesbank Ba­
den-Württemberg (LBBW) von 364 Mil­
lionen Euro. Die restlichen 1,2 Milliar­
den Euro würden somit auf die Deutsche

Anreiz eine Absicherung von 30 Milliar­
den Euro zur Verfügung. Das im Juli ver­
einbarte, aber nie verwirklichte Hilfspa­
ket wäre auf öffentliche Hilfe von 109 
Milliarden Euro hinausgelaufen.

Während die Euro-Staaten stark dar­
auf hoffen, zur Finanzierung des übri­
gen Griechenland-Pakets im Umfang 
von rund 100 Milliarden Euro den Inter­
nationalen Währungsfonds (IWF) zu 
rund einem Drittel ins Boot holen zu 
können, müssen sie den teuren Absiche­
rungs-Anreiz auf jeden Fall allein leis­
ten. Noch ist allerdings die Konstruktion 
des Anleihetauschs ungewiss, mit dem 
die griechischen Banken Anfang 2012 
beginnen sollen. Dazu ist auf dem nächt­
lichen Euro-Gipfel in Brüssel noch 
nichts festgelegt worden. Insofern ist 
auch noch nicht klar, in welcher Form 
die 30 Milliarden Euro „zur Absiche­
rung“ eingesetzt werden sollen.

Verloren wäre das Geld, wenn Grie­
chenland tatsächlich insolvent würde 
und nie mehr in der Lage wäre, seine An-

Staatsanleihen angekündigt habe. Sarko­
zy hatte in dieser Woche mit Draghi tele­
foniert. „Zur Erklärung von Draghi ist es 
nicht zufällig gekommen“, hieß es in Krei­
sen der französischen Delegation.

Paris bedauert indes weiterhin, dass 
der EFSF keine Banklizenz erhält, wie es 
die französische Regierung vor dem Gip­
feltreffen gefordert hatte. Dies würde 
den Zugang zu unendlicher EZB-Finan- 
zierung ermöglichen. Deutschland hatte 
die Banklizenz abgelehnt. Wenn der jetzt 
beschlossene Weg scheitere, könne man 
später vielleicht darauf zurückkommen, 
heißt es in Paris. „Man soll niemals nie sa­
gen“. Doch vorerst müsse man sich auf 
die französisch-deutschen Gemeinsam­
keiten konzentrieren.

Weil Präsident Sarkozy rund sechs Mo­
nate vor den Präsidentschaftswahlen nur 
schwache Umfrageergebnisse aufweist, 
richten sich die Blicke verstärkt auf den 
sozialistischen Gegenkandidaten Fran­
çois Hollande. Sein enger Berater, der 
ehemalige Finanzminister Michel Sapin, 
kritisierte die mögliche Einbeziehung 
Chinas. „Glauben Sie etwas, dass die Chi­
nesen das ohne Gegenforderungen 
tun?“, fragte er. Sarkozy telefonierte am 
Freitag mit dem chinesischen Präsiden­
ten Hu Jintao, ohne danach Konkretes zu 
kommunizieren.

Offen bleibt auch, wie Frankreich der 
Gipfel-Forderung nach einer „goldenen 
Haushaltsregel“ nachkommt. Die Sozia­
listen haben Sarkozys Vorschlag einer 
Verfassungsänderung abgelehnt. Jetzt 
bliebe für die Regierung der weniger ver­
bindliche Weg der Gesetzgebung. Aller­
dings haben die Staaten bis Ende 2012 
Zeit -  deutlich nach den Präsidentschafts­
wahlen im Mai. chs.

Bank entfallen, die sich aber dazu nicht 
äußerte. Die HSH Nordbank, Deka-Bank 
und DZ Bank teilten mit, dass bei ihnen 
kein Kapitalbedarf festgestellt worden 
sei. Auch die anderen geprüften Institute 
wie die WGZ Bank, die HRE nach der 
Auslagerung von 10 Milliarden Euro an 
griechischen Staatsanleihen in die nicht 
getestete Abwicklungsanstalt FMS Wert­
papiermanagement, die Helaba, die 
West LB, Bayern LB sowie die Landes­
bank Berlin dürften keinen Bedarf ha­
ben. Allerdings wird der staatliche Ban­
kenrettungsfonds Soffin die sich durch 
den griechischen Schuldenschnitt auf 
rund 5 Milliarden Euro belaufenden Ver­
luste der FMS Wertpapiermanagement 
decken müssen. Dafür wird Deutschland 
eine Anleihe begeben müssen (F.A.Z. 
vom 22. September).

Die Commerzbank will den Kapitalbe­
darf aus eigener Kraft decken. „Wir ha­
ben nicht vor, öffentliche Mittel in An­
spruch zu nehmen“, sagte Finanzvor­
stand Eric Strutz. Die Commerzbank hat­
te im ersten Halbjahr 2011 rund 30 Milli­
arden Euro risikogewichteter Aktiva ab­
gebaut. Um das EBA-Ziel von 9 Prozent 
Kernkapitalquote zu erreichen, müsste 
die Commerzbank nochmals in gleicher 
Größenordnung schrumpfen. Die Deut­
sche Bank hatte am Dienstag dargelegt, 
dass sie ohne Kapitalerhöhung und 
Staatshilfe die Hürde schaffen werde 
(vgl. F.A.Z. vom 26 Oktober). So werden 
Gewinne von 2,8 Milliarden Euro einbe­
halten. Ob die Nord LB ohne Hilfe ihrer 
Eigner die Kernkapitalquote auf 9 Pro­
zent heben kann, ist fraglich.

Die französischen Großbanken wollen 
ihren Kapitalbedarf aus eigener Kraft -  
vor allem über die Verkleinerung des 
Handelsbuchs -  schaffen. BNP Paribas 
benötigt nach einer Mitteilung der Noten­
bank 2,1 Milliarden Euro, Société Géné-

leihen zurückzuzahlen. Am Donnerstag 
war zu hören, dass die 30 Milliarden 
Euro im Rahmen des bestehenden 
EFSF-Garantierahmens von 440 Milliar­
den Euro gebucht werden sollen. „Es 
handelt sich um eine Absicherung inner­
halb des EFSF-Rahmens, dadurch er­
höht sich das Risiko für den deutschen 
Steuerzahler nicht zusätzlich“, sagte die 
Grünen-Haushaltspolitikerin Priska 
Hinz dieser Zeitung. „Auf dem Euro- 
Gipfel am 21. Juli hatten die Euro-Staa­
ten den Banken, als es um einen geringe­
ren Schuldenerlass ging, sogar eine hö­
here Absicherung von rund 35 Milliar­
den Euro angeboten. Da ist man im Rah­
men geblieben.“

Kritischer äußerte sich der SPD-Haus- 
haltspolitiker Carsten Schneider: „Die 
Banken leisten zwar zum ersten Mal ei­
nen Beitrag. Aber der Beitrag ist nicht 
hoch genug -  gemessen an dem, was die 
Steuerzahler beitragen müssen. Die sol­
len die Banken jetzt wieder mit öffentli­
chen Garantien herauskaufen. Für direk­
te Hilfen an die Banken ist der EFSF

Italiens Ministerpräsident Silvio Berlus­
coni ist mit einem Brief über seine Re­
formpläne bei den Brüsseler Amtskolle­
gen auf ein besseres Echo gestoßen als 
in Italien erwartet worden war. In Ita­
lien ist der Inhalt des Briefes mit deut­
lich mehr Skepsis aufgenommen wor­
den. Berlusconi habe wieder einmal vie-

„Die Länder der Europäischen 
Union einzuteilen in Geber- und 
Nehmerländer ist eine Unart."
Jean-Claude Juncker, Luxemburgischer 
Premierminister und Vorsitzender der 
Euro-Gruppe, am 12. Oktober

le Versprechungen gemacht, doch das 
sei schon so oft passiert und habe nie 
konkrete Folgen gehabt, heißt es in den 
Reihen der Opposition und in den Me­
dien. Der Generaldirektor des Unterneh­
mer- und Arbeitgeberverbandes Confin- 
dustria, Giampaolo Galli, kann Berlusco­
nis Text aber auch eine Reihe positiver 
Aspekte abgewinnen: „Wichtig in die­
sem Brief sind die konkreten Termine, 
die genannt werden, mit Fristen von

rale 3,3 Milliarden und die von den Volks­
banken und Sparkassen kontrollierte Na­
tixis 3,4 Milliarden Euro. Keinen Kapital­
bedarf hat der Crédit Agricole, obwohl 
er eine Tochterbank in Griechenland be­
sitzt. Die spanische Santander benötigt 
nach eigenen Angaben 5,2 Milliarden 
Euro, wobei bereits plazierte Wandelan­
leihen von 8,5 Milliarden Euro als hartes 
Kernkapital berücksichtigt werden. Sie

„Keine Regierung, kein Staat 
kann eine Sonderbehandlung 
erwarten."
Jean-Claude Trichet,
Präsident der Europäischen Zentralbank, 
am 15. Januar 2010

benötigt nach eigenen Angaben keine Ka­
pitalerhöhung oder Dividendenkürzung. 
Die BBVA will die Lücke von 7,1 Milliar­
den Euro auch über die Streichung der 
Dividende schließen. Keine Aussagen 
machten die beiden italienischen Groß­
banken Unicredit und Intesa Sanpaolo. 
Der für die Banken des Landes festgestell­
te Kapitalbedarf von 14,8 Milliarden 
Euro verteilt sich auf fünf Institute. Die 
Analysten von Exane BNP Paribas schät­
zen den Kapitalbedarf der Unicredit auf 
5 Milliarden Euro.

aber eigentlich nicht gedacht.“ Auch in 
Koalitionskreisen gaben einige zu beden­
ken, dass sich durch diese Absicherung 
für die Banken das EFSF-Volumen für 
andere Zwecke verringere.

Auf den deutschen Steuerzahler könn­
te jedoch durch die Gipfel-Vereinbarun­
gen real eine neue Belastung hinzukom­
men. Denn auf den staatlichen deutsche 
Bankenrettungsfonds Soffin kommt 
nach dem griechischen Schuldenschnitt 
wegen der rund 10 Milliarden Euro an 
griechischen Staatsanleihen in der Ab­
wicklungsanstalt FMS Wertpapiermana- 
nagement ein Verlust von rund 5 Milliar­
den Euro zu. Diesem Betrag hatte Sof- 
fin-Leiter Christopher Pleister in einem 
Gespräch mit dieser Zeitung nicht wider­
sprochen (F.A.Z. vom 22. Oktober). Für 
die von der verstaatlichten HRE abge­
spaltene Abwicklungsanstalt hat der Sof­
fin eine Verlustausgleichspflicht. Damit 
der Soffin den Verlust von 5 Milliarden 
Euro ausgleichen kann, muss Deutsch­
land eine Anleihe begeben, deren Erlös 
an den Soffin weitergeleitet wird.

Ende November oder maximal acht Mo­
naten“, sagt Galli. Ohne diese Daten 
würde er das Dokument als wertlos er­
achten, doch nun könne nach dem ange­
gebenen Termin die EU-Kommission in 
Italien überprüfen, ob die Regierung et­
was unternommen habe.

Aus der Sicht des Unternehmer ver- 
bandes ist wichtig, dass der Ministerprä­
sident noch einmal das Ziel eines ausge­
glichenen Haushaltes für 2013 bestätig­
te und im Fall von Haushaltslücken auto­
matische Korrekturen versprach. Zu­
gleich wertet Galli die versprochenen 
Reformen, wenn sie verwirklicht wür­
den, als nützlich für langfristiges Wachs­
tum. Der Unternehmerverband hätte 
sich aber auch Maßnahmen gewünscht, 
die sofort wirkten, wie etwa eine soforti­
ge Senkung von Lohnnebenkosten, und 
im Gégenzug sogar Unterstützung für 
die Einführung einer begrenzten Vermö­
gensteuer wie in der Schweiz angeboten, 
sagte Galli.

Das angekündigte Paket von Berlusco­
ni enthält dennoch zahlreiche Refor­
men, die Confindustria immer wieder ge­
nannt hatte, etwa die Ankündigung von 
Liberalisierungen für freie Berufe oder 
den Handel, die Privatisierung von öf­
fentlichen Immobilien oder von Versor­
gungsunternehmen. Zu polemischen 
Diskussionen zwischen Regierung und 
Gewerkschaften hat die Ankündigung 
geführt, man werde künftig den Unter­
nehmen in wirtschaftlicher Notlage 
auch betriebsbedingte Kündigungen er­
lauben. Diese waren bisher in Italien aus­
geschlossen. Für mehr Effizienz und Mo­
bilität im öffentlichen Dienst soll auch 
für dessen Mitarbeiter in Kurzarbeit ge­
schickt werden können. tp.

Schuldenschnitt belastet Steuerzahler
5 Milliarden Euro Abschreibung bei HRE-Bad-Bank / Öffentliche Absicherung aus dem EFSF

Paris sieht einen 
Sieg Sarkozys
EZB-Intervention begrüßt /1400 Milliarden Euro für EFSF

Skepsis in Italien über 
Berlusconis Versprechen
Unter nehmerverband: Positiv sind die klaren Termine
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Brüsseler Momente:
Angela Merkel und 
Nicolas Sarkozy (obe­
res Bild links) zeigen 
sich Seite an Seite -  
doch hinter den Kulis­
sen wurde hart um die 
Lastenverteilung ge­
rungen. Zerknirschte 
Miene bei Italiens M i­
nisterpräsident Silvio 
Berlusconi (rechtes 
Bild links), Griechen­
lands Ministerpräsi­
dent Georgios Papan­
dreou (rechts) scheint 
etwas optimistischer. 
Der Chef der Euro­
gruppe Jean Claude 
Juncker legt ihm auf­
munternd die Hand 
auf die Schulter.

Fotos AFP (2), Bloomberg, 
dapd, dpa, Matthias Lüdecke (2), 
Reuters, Claus Setzer

Auf dem Brüsseler Gipfeltreffen 
wurde bis in den frühen Morgen 
um einen Schuldenerlass für 
Athen gerurgen. N?oh zähen 
Verhandlungen mit den 
Banken wurde ein Schnitt von 
50 Prozent verkündet. Manches 
Detail ist aber noch offen.
Und die Sorge bleibt, ob die 
Lösung hält.

J

Kapitalbedarf der Banken
zur Erreichung einer Kernkapitalquote von 9 Prozent 
Banken a u s... in Milliarden Euro
Griechenland____
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Gesamtbedarf: 106,4 Milliarden Euro
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Private sollen auf 100 Milliarden Euro verzichten
Schätzungen
Schulden Griechenlands —

Anteil der privaten 
Investoren

360 Mrd.€

Verlust der Privaten bei 
einem Schuldenschnitt 
von 50 Prozent

1) Troika-Szenarien von Oktober 2011, 2) Mit Krediten und bei Einhaltung 
des Anpassungsprogramms (vor jüngstem EU-Gipfel). 3) Private Investoren 
sollen freiwillig griechische Anleihen Umtauschen mit einem Abschlag von 
50 Prozent. 4) Staatsschulden.
Quellen: Europäische Kommission; Troika; EBA F.A.Z.-Grafik Brocker

Hoffentlich nicht von Athen nach Rom
Der griechische Schuldenschnitt ist der wichtigste Beschluss von Brüssel / Es bleiben aber Baustellen. Von Werner Mussler

D ie griechische Überschuldung 
machte einen Schuldenschnitt 
unabdingbar. Wegen der erhebli­
chen Forderungen einiger Ban­

ken an Athen musste aber zuvor eine an­
gemessene Kapitaldecke der Banken si­
chergestellt sein. Zumindest die grie­
chischen Banken lassen sich aber nur (in­
direkt) aus dem Krisenfonds EFSF rekapi- 
talisieren. Deshalb -  und wegen der gene­
rellen Angst vor Ansteckung -  wurde es 
für nötig gehalten, die „Schlagkraft“ des 
EFSF mittels Hebelung zu erhöhen. Denn 
die Sorge stand im Raum, dass nicht nur 
Griechenland, sondern auch Italien ge­
stützt werden muss.

Worin besteht der Schuldenschnitt fü r  
Griechenland im wesentlichen?

'Im  die verlorengegangene Schulden- 
. .gfähigkeit Griechenlands wiederzuer­
langen, soll die griechische Staatsschuld 
von derzeit 165 Prozent des Bruttoin­
landsprodukts bis 2020 auf 120 Prozent 
gedrückt werden. Dafür sollen die priva­
ten Investoren auf 50 Prozent des Nenn­
werts der von ihnen gehaltenen grie­
chischen Staatsanleihen verzichten. Im 
Juli waren 21 Prozent des Nominalwerts 
vereinbart worden. Der private Beitrag er­
höht sich also beträchtlich. Die Umschul­
dung soll über einen Anleihenumtausch 
erfolgen.

Welchen Beitrag leistet die öffentliche 
Hand?

Die Euro-Staaten wollen zum einen 
den Schuldenschnitt mit bis zu 30 Milliar­
den Euro absichern. Mit diesem Betrag 
sollen private Anleger entschädigt wer­
den, wenn sie auch ihre neuen, umge- 
tm schten Anleihen abschreiben müssten.

nmt der Schuldenschnitt wie skizziert 
zu Stande, will die öffentliche Hand zu­

dem eine Finanzierung von etwa 100 Mil­
liarden Euro für ein zweites Griechen­
land-Programm bereitstellen. Es soll an 
die Stelle des im Juli vereinbarten Pro­
gramms von 109 Milliarden Euro treten. 
Finanziert werden soll es aus Mitteln des 
Krisenfonds EFSF.

Stehen die Details der Einigung m it den 
Privatgläubigern schon fest?

Nein. Die Euro-Staaten sind offiziell 
keine Verhandlungspartner. Die grie­
chische Regierung verhandelt (unter Ver­
mittlung einiger Euro-Finanzstaatssekre­
täre) mit ihren Gläubigern. Diese waren 
bislang in erster Linie durch den Interna­
tionalen Bankenverband IIF vertreten. 
Dessen Präsident Josef Ackermann ließ 
nach dem Brüsseler Treffen wissen, er sei 
„sehr zufrieden“ mit der Einigung. Das 
deutet darauf hin, dass die IIF-Mitglieder 
im Grundsatz hinter dem Forderungsver­
zicht stehen. Griechenland hat aber noch 
andere Privatgläubiger. Die Euro-Staaten 
haben allen Privaten freilich mehr oder 
weniger offen mit Zwang gedroht, sodass 
eine umfassende Zustimmung wahr­
scheinlich ist.

Wie viel Zeit ist bis zum Abschluss des 
neuen Griechenland-Pakets?

Auf der Grundlage der neuen Finanzie-S 
rungszusagen muss mit Athen ein neues' 
Hilfsprogramm ausgehandelt werden, 
welche das bisherige ablöst. Es muss auf 
realistischeren Annahmen beruhen als 
das alte. Zeit dafür ist bis Jahresende.

Ist auch die Europäische Zentralbank,i 
die griechische Anleihen in größerem 
Umfang aufgekauft hat, von dem Schul­
denschnitt betroffen?

Nein. Eingebunden sind nur „echte“ 
private Gläubiger. Dazu zählen Banken

und Versicherungen, allerdings auch die 
deutschen Landesbanken.

Wie hoch sind die Forderungen dieser 
privaten Gläubiger an Athen?

Genau lässt sich das nicht sagen. Im 
Raum stehen Schätzungen von etwa 200 
Milliarden Euro. Davon halten grie­
chische Banken und Pensionsfonds etwa 
ein Viertel. Deren Forderungsausfälle -  
etwa 25 Milliarden Euro - müssen im we­
sentlichen vom Krisenfonds EFSF getra­
gen werden.

Trägt der Internationale Währungs­
fonds (IWF) auch zum zweiten Griechen­
land-Programm bei?

Das ist offen. Die Staats- und Regie­
rungschefs rufen den Fonds dazu auf. Die 
Geschäftsführende Direktorin des IWF, 
Christine Lagarde, äußerte sich zwar lo­
bend zu den Brüsseler Beschlüssen, nahm 
zu einer weiteren IWF-Beteiligung aber 
keine Stellung.

Ist der Weg fü r  die Auszahlung der 
nächsten Kredittranche fü r  Griechen­
land von 8 Milliarden Euro je tzt frei?

So gut wie. Lagarde hat dem IWF-Di- 
rektorium die Zustimmung aber empfoh­
len.

Was wurde zu Griechenland noch be­
schlossen?

Die internationale Überwachung des 
Staatshaushalts soll weiter verstärkt wer­
den. Die Troika aus IWF, EZB und EU- 
Kommission soll künftig de facto dau­

ernd vor Ort sein, um die Umsetzung der 
Spar- und Reformprogramme dauernd zu 
überprüfen.

Der Krisenfonds E F S F  hat m it der 
Ratifizierung seines Rahmenvertrags zu­
sätzliche Kompetenzen erhalten. Wel­
che davon werden sofort eingesetzt wer­
den?

Wahrscheinlich wird der EFSF schnell 
damit beginnen, Anleihen auf dem Pri­
mär- und Sekundärmarkt aufzukaufen. 
Die EZB will sich aus dem Anleihenkauf 
möglichst zurückziehen. Spekuliert wur­
de darüber, ob Italien schon bald präven­
tive Kreditlinien eingeräumt bekommt. 
Benötigt wird der EFSF für die indirekte 
Bankenkapitalisierung (durch Kredite an 
die betroffenen Staaten). Auch für die 
griechischen Banken wird der EFSF ge­
braucht.

Die geplante „Hebelung“ des EFSF-Vo- 
lumens hat fü r  Aufregung im Bundestag 
gesorgt. Was wurde dazu nun beschlos­
sen?

Es gibt laut Schlusskommunique zwei 
Optionen „zur Vervielfachung der 
Finanzmittel“ der EFSF. Beide kommen 
ohne eine Erhöhung des bestehenden 
EFSF-Garantierahmens aus und sollen 
die hohe Bonität des Fonds nicht be­
einträchtigen. Die eine besteht in einer 
Absicherung von Neuemissionen auf 
dem Primärmarkt, die andere in der 
Gründung von einer oder mehreren 
Zweckgesellschaften, in denen Mittel 
von privaten und öffentlichen Investoren

kombiniert werden sollen. Welche priva­
ten Investoren größer einsteigen, ist 
noch offen.

Haben die Staats- und Regierungschefs 
Beschlüsse zur genauen Ausgestaltung 
der Hebelung getroffen?

Nein. Im Kommunique heißt es, der 
EFSF werde über „ausreichend Flexibili­
tät“ verfügen, um beide Optionen „je 
nach Ziel und Umständen“ gleichzeitig 
verwenden zu können.

Wie hoch ist das Finanzierungsvolumen, 
das durch die EFSF-Hebelung erreicht 
werden kann?

Das hängt von mehreren Variablen ab, 
die alle noch nicht feststehen. Nach über­
einstimmenden Schätzungen stehen aber 
vom EFSF-Gesamtvolumen etwa 250 bis 
280 Milliarden Euro zur Verfügung. Die 
Hebelwirkung hängt davon ab, zu wel­
chem Prozentsatz der EFSF das Invest­
ment privater oder ausländischer Investo­
ren absichert. Das wiederum hängt je­
weils von den Marktbedingungen ab. Bei 
einem Anteil von 20 Prozent wäre eine 
Hebelung um den Faktor 5 möglich, was 
zu einem maximalen Gesamtfinanzie­
rungsvolumen von 1,4 Billionen Euro 
führte. Realistischer ist der Betrag von 
rund einer Billion Euro. Er ist auch im 
Schlusskommunique genannt.

Wie ist die Rekapitalisierung der Ban­
ken geregelt?

Siehe den Artikel auf der linken Seite.

Welche Rolle spielt die E Z B  künftig im 
Euro-Krisenmanagement?

Das ist letztlich ihre Sache; schließlich 
ist sie unabhängig. Im Brüsseler Schluss­
kommunique ist auf deutschen Druck ein 
ursprünglich eingeplanter Satz entfernt 
worden, wonach die Euro-Staaten begrü­
ßen, dass die EZB ihre „unkonventionel-

len Maßnahmen“ (damit sind unter ande­
rem die Aufkäufe von Staatsanleihen an­
geschlagener Euro-Staaten gemeint) fort­
setzen. Ob die Zentralbank nach den 
Brüsseler EFSF-Beschlüssen aus dem An­
leihenaufkauf aussteigt, bleibt abzuwar­
ten. Auch eine Banklizenz für den EFSF 
ist vorerst vom Tisch. Ob dies langfristig 
so bleibt, ist ebenfalls nicht sicher.

Hat Italien m it der Ankündigung von 
umfangreichen Reformen seine Pflicht 
schon erfüllt?

Nein. Das Schlusskommunique ist zwar 
von politisch motiviertem Lob für die Plä­
ne von Ministerpräsident Silvio Berlusco­
ni gekennzeichnet. Mehrere Staats- und 
Regierungschefs haben aber klar ge­
macht, dass Ankündigungen nicht ausrei­
chen. Italien bleibt unter verschärfter Be­
obachtung nicht nur der Märkte, sondern 
auch der anderen Euro-Staaten.

Die Euro-Staaten wollen als Konse­
quenz aus der Krise enger Zusammenar­
beiten. Was planen sie?

Der Euro-Gipfel hat „zehn Maßnah­
men zur Verbesserung der wirtschaftli­
chen Steuerung“ beschlossen. Sie sind 
vor allem institutioneller Natur. Der 
„Euro-Gipfel“ -  also die Treffen der 
Staats- und Regierungschefs der 17 
Euro-Staaten -  soll künftig mindestens 
zweimal jährlich stattfinden. Sein Präsi­
dent wird künftig gleichzeitig mit dem 
Ständigen Ratspräsidenten gewählt. Der 
derzeitige Amtsinhaber Herman Van 
Rompuy soll bis zum Ablauf seiner jetzi­
gen Amtszeit beiden Gremien vorstehen. 
Ob der Euro-Gipfel auf Dauer einen Voll­
zeit-Präsidenten mit Sitz in Brüssel er­
hält, ist noch offen. Der Präsident des 
Euro-Gipfels, der Rats- und der Kommis- 
sionspräsident treffen sich künftig min­
destens einmal monatlich, der EZB-Präsi- 
dent kann dazu eingeladen werden.

c V


